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Mitgliedsstarke ÖTV unterlag 

der Arbeitgeber-hörigen DAG 

Von den Studierenden größtenteils un- 
bemerkt fanden vor einigen Tagen in 
der Universität die Wahlen zum Per- 
sonalrat statt. Sie „brachten bei der Ge- 
werkschaft ÖTV böses Blut und der 
Deutschen Angestellten - Gewerkschaft 
vier von insgesamt sieben Sitzen ein", 
kommentierte die Westfälische Rund- 
schau die Ereignisse um die Abstim- 
mung. Unser Recherchenredakteur hat 
sich der Sache angenommen und dabei 
interessante Einzelheiten entdeckt. 
Die Wurzel des Übels ist, scheint's, beim 
Mensaessen zu suchen. Genauer gesagt 
bei zwei Käfern, die am 23. 10. in ihm 
gefunden wurden. Diese, sorgsam im 
Panzerschrank der Gewerkschaft ÖTV 
verwahrt, waren der ÖTV Anlaß genug, 
die Kolleginnen und Kollegen des Per- 
sonalrats aufzufordern, beim Kanzler 
wegen des „teilweise ungenießbaren 
oder aber total versalzenen Mensa- 
essens" (Hausmitteilungen der ÖTV) 
vorstellig zu werden. 
Worauf die Vorsitzende der DAG jedem, 
der es zu wissen begehrte, erklärte, 
diese Aufforderung der ÖTV gehe denn 
doch zu weit und im übrigen fühle sich 
der Rektor persönlich angegriffen. 
Auch erschienen prompt auf die Kritik 
der ÖTV hin in der WAZ Berichte über 
die steigende Verbesserung des Mensa- 
essens, sicherlich nicht ganz unbeab- 
sichtigt. 
Die ÖTV aber ließ in ihrem Bemühen 
um ein besseres Mittagsmahl nicht nach 

KSG-Affäre nimmt 

jetzt Formen an 
BOCHUM. (BSZ) — Die Affäre um die 
Katholische Studentengemeinde (KSG) 
— vergleiche auch „Aufstand der Un- 
interessierten", Seite 3 — scheint all- 
mählich Formen anzunehmen. 
Am Montag griff ebenfalls der SDS in 
die Auseinandersetzungen ein. An sei- 
nem Schwarzen Brett in der Mensa war 
die Kopie eines Briefes von Prof. Dr. 
Kluxen (Scholastik und Mittelalterliche 
Philosophie) angeheftet, der in Aussage 
und Diktion allerdings eine bedrückende 
Einstellung des Autors zu demokrati- 
schen Umgangsformen offenbart. 
Der Brief vom 20. März 1967 bezog sich 
auf die damalige umstrittene Unterbrin- 
gung von Theologiestudenten in die 
Wohnheime. Prof. Kluxen griff Pater 
Richter scharf an, woraus zugleich ein- 
sichtig wird, zwischen welchen Fronten 
sich der Studentenpfarrer nun schon 
seit Monaten bewegt. 
Wörtlich heißt es in dem Brief: „Schließ- 
lich hörte ich davon, daß mit einem 
Rechtsigutachten gearbeitet wurde, um 
einem Druck des Bischöflichen Ordinaria- 
tes entgegenzutreten. Ich halte für ganz 
ausgeschlossen, daß der Beschluß des 
Aufnahmeausschusses (des Hauses Mi- 

(Fortsetzung auf Seite 3) 

und zitierte gar die BSZ, um ihre Kritik 
an dem, was da die Küche der Mensa 
verläßt, zu untermauern. 
Nachdem sich solchermaßen die Fronten 
schon abgeklärt hatten, hier ÖTV, da 
DAG mit Rektor und Verwaltung, ging 
es in die zweite Runde. 
Hier standen die Wahlen zum Personal- 
rat an, der für drei Jahre zusammen- 
tritt. Die Entscheidungen, die er wäh- 
rend dieser Zeit zu treffen hat, wiegen 
schwer, da sie präj udizierenden Charak- 
ter haben. 
Die ÖTV ging im Bewußtsein ihrer 
Stärke (sie hat über 100 Mitglieder) in 
den Ring. Ihr stand gegenüber eine 
Liste unabhängiger Kandidaten und die 
DAG, angeführt von einer sehr bered- 
samen und — nach eigenen Worten — 
sehr einsatzbereiten Dame, Armgard 
Seher. Leider war sie außerstande, uns 
Angaben über die Mitgliederzahl der 
DAG an der RU zu machen. („Ich bin 
politisch tätig und weiß von daher, daß 
es nicht immer ratsam ist, sich festzu- 
legen", erklärte sie uns auf Anfrage.) 
Die ÖTV schätzt, daß die Mitglieder- 
stärke der DAG vor der Wahl die Zahl 
sechs wohl kaum überstiegen hat. Einige 
der Kandidaten auf der DAG-Liste wa- 
ren gar nicht organisiert (Frau Seher: 
„Ich scheue mich, jeden Interessierten 
nach seinem Mitgliedsbuch zu fragen!") 
Um so überraschter war die ÖTV, als 
die DAG die über 500 Wahlberechtigten 
plötzlich mit Unmengen von Papier 
überschüttete. Selbst „Prinz Charming", 
Rektor Kurt Biedenkopf, wurde be- 
müht. Zusammen mit dem Kanzler 
schrieb er in dem DAG-Organ ein Gruß- 
wort. Im Innenteil lächelte er neben der 
Liste der DAG-Kandidaten. „Rein zu- 
fällig" erschien diese Schrift einen Tag 
vor der Wahl, um sogleich neben den 
Kandidaten der DAG am Schwarzen 
Brett ausgehängt zu werden. 
Die ÖTV konnte sich „des Eindrucks 
nicht erwehren, daß die DAG sich um 
die Protektion durch Rektor und Kanz- 
ler bemüht hat und als wenn jene nur 
allzu bereitwillig zugestimmt haben". 
Rektor Biedenkopf schalt solche Beden- 
ken in der Öffentlichkeit „alles andere 
als intelligent". 
Genutzt hat der DAG aber offenbar die 
kaschierte Unterstützung sehr. Von sie- 
ben Sitzen errangen sie vier, die ÖTV 
mußte sich mit zwei begnügen. Den 
•siebten Sitz besetzt ein Unabhängiger. 

Zwischenprüfung 

unzulässig 
BERLIN, (dpa) — Das Berliner Verwal- 
tungsgericht entschied, daß eine befri- 
stete Zulassung für ausländische Stu- 
denten an der FU nicht möglich ist. Auch 
eine Zwischenprüfung für Ausländer 
wurde für unzulässig erklärt (Az. Vg. II 
A 16/17). 

Auszug aus dem 

Senatsprotokoll 

Vorläufiger Auszug aus dem Proto- 
koll der 23. Sitzung des Senats der 
Ruhr- Universität Bochum am 4. 12. 
1967 
„Der Senat stellt fest, daß die ord- 
nungsgemäßen Zwischenprüfungen, 
Diplom-Vorprüfungen und das Phy- 
isikum (Medizinische Vorprüfung) ge- 
genüber den bisher üblichen Auf- 
nahmeprüfungen in die Hauptforde- 
rung nach dem Honnefer Modell hö- 
here Anforderungen stellen; 
beschließt daher, daß eine bestandene 
Zwischenprüfung — ganz gleich, ob 
und wie sie benotet wurde — als „be- 
friedigendes" Prüfungsergebnis im 
Sinne der Honnef-Richtlinien anzu- 
sehen ist; 
beschließt ferner, daß im Falle des 
Nichtbestehens der Zwischenprü- 
fung die bisherige Förderung auf An- 
trag in Form von Darlehen fortge- 
setzt wind, die nach endgültigem Be- 
stehen nachträglich in Stipendien 
umgewandelt werden; 
ermächtigt den Rektor, in geeigne- 
ter Form bei den zuständigen Stellen 
darauf hinzuwirken, die Einteilung 
der Studienförderung nach dem Hon- 
nefer Modell in Anfangs- und Haupt- 
förderung im Hinblick darauf erneut 
zu prüfen, daß eine Verkürzung der 
Studienzeit eine gleichmäßige För- 
derung der gesamten Studienzeit ver- 
langt." 

Wieso Verfassungsschutz 

für Gastprofessoren? 

BONN/BOCHUM. (BSZ) — Die Stu- 
dentengewerkschaft Bonn erklärte am 
3. Dezember, sie sei durch eine Indiskre- 
tion in den Besitz von Material gelangt, 
welches beweist, ,^daß auch das nord- 
rhein-westfälische Landesamt für Ver- 
fassungsschutz systematisch in Angele- 
genheiten der Universitäten tätig ist". 
In der Erklärung wird festgestellt: „In 
einem Bezugserlaß (I B 242-38/1/1 Nr. 
11051/67) des NRW-Kultusministers 
Holthoff (SPD) vom 31. 8. 1967, der sich 
an einen ausgewählten Teil der Profes- 
soren richtet, heißt es: 
„Aus gegebener Veranlassung weise ich 
darauf hin, daß mein Erlaß vom 7. 7.1965 
— IB 341-06/1 Nr. 11051/67 — betr. die 
Überprüfung von Sowjetzonenflüchtlin- 
gen, auch auf den Personenkreis anzu- 
wenden ist, der aus Ländern des Ost- 
blocks als Gastprofessor an eine wissen- 
schaftliche Hochschule des Landes ein- 
geladen wird. Ich bitte daher, in jedem 
Einzelfall vor der Einladung eines Gast- 
professors aus einem Ostblockstaat das 
Landesamt für Verfassungsschutz zu be- 
teiligen und zwar unabhängig davon, 
unter welchen Umständen der Betref- 
fende in die Bundesrepublik einreist." 
(Hvhb. BSZ) 

Sowohl Studentenschaft als auch Pro- 
fessoren und Abteilungen der RU unter- 
halten gute Beziehungen zu Ostblock- 
staaten. Eine Einmischung des Verfas- 
sungsschutzes wäre skandalös. Daher 
fordert die BSZ den Senat auf, 
1. festzustellen, ob ihm der zitierte Er- 
laß bekannt ist; 
2. gegebenenfalls zu untersuchen, wer 
zu jenem „ausgewählten Teil der Pro- 
fessoren" zählt; 
3. sich ebenso nachdrücklich wie der 
Rektor in Gießen und der Senat in Göt- 
tingen die Tätigkeit des Verfassungs- 
schutzes in der Universität zu verbeten. 

Kurz vor Redaktionsschluß erfuhr die 
BSZ, daß der Bonner Rektor die Ver- 
ordnung kritisiert haben soll, das Mi- 
nisterium sie jedoch bestätigt habe. Was 
für Bonn gilt, gilt auch für Bochum. 
Rektor Biedenkopf hat zwar kürzlich 
gegenüber der Neuen Ruhr-Zeitung in 
einem Interview erklärt, er würde 
Spitzelanwerber für den SDS „eigen- 
händig vom Uni-Gelände werfen" — 
soll das Gleiche etwa nicht für den Ver- 
fassungsschutz gelten, der sich für Gast- 
professoren interessiert? 

In Berlin behaupteten Progressive 

im Konvent die absolute Mehrheit 
BERLIN. (BSZ) — Das mit Spannung 
erwartete Ergebnis der Wahlen zum 
20. Konvent an der FU stand Sonn- 
abend morgen um 5 Uhr fest: von den 
15 072 FU-Studenten hatten sich 10 042, 
das sind 66,7 (im Vorjahr: 53,7) Prozent 
beteiligt. Die im „Wahlkuratorium" zu- 
sammengeschlossenen Gruppen, die die 
bisherige Politik des AStA unterstützen, 
behaupteten gerade noch die absolute 
Mehrheit. Sie verloren 6 Sitze und sind 
im Konvent jetzt nur noch mit 40 De- 
legierten vertreten. Am deutlichsten 
verlor der Sozialdemokratische Hoch- 
schulbund (SHB) an Boden. Er konnte 
nur 4 von seinen bisher 12 Sitzen hal- 
ten. Dagegen gewann der SDS neun 
Mandate hinzu; er hat jetzt 16, davon 
allein 14 aus der Philosophischen Fa- 
kultät; in der praktisch die ganze Wahl 
entschieden wurde: hier konnten die 
„Rechten" gerade einen einzigen Kan- 
didaten durchbringen. 
Unter den „Rechten" verstand man an 
der FU die RCDS-„Aktion 20. Konvent" 
und die Vereinigung verschiedener „Ar- 
beitsgemeinschaften", die sich in allen 
Fakultäten gebildet hatten. Sie erhielten 
zusammen 36 Konventssitze (bisher 22 
lose organisierte Abgeordnete). 

Widerspruch 
BOCHUM. (BSZ) — Die Lokalzeitungen 
berichteten über die kürzliche „Be- 
schriftungsaktion" („Kurras ist frei und 
Kesting Bochumer Professor") einiger 
Studenten mit den Schlagzeilen „NS- 
Emibleme und Parolen besudeln Uni" 
(Ruhr-Nachrichten) und „SS-Zeichen 
prangten an der Uni" (Westfälische 
Rundschau). Inspiriert wurden die Re- 
dakteure durch eine Pressekonferenz 
der Polizei (die Kripo hat übrigens schon 
einige Vernehmungen in der Sache 
durchgeführt). Der Vorstand der Stu- 
dentenschaft wandte sich in Schreiben 
an die Redaktionen schärfstens gegen 
solche Stimmungsmache und wies dar- 
auf hin, daß allein Hakenkreuze auf 
einige Exemplare des „Deutschen Stu- 
dentenanzeigers" gemalt waren. Daraus 
auf neonazistische Umtriebe an der 
Universität zu schließen, sei unsinnig. 

. gleich hinter der Mensa 

% 
„... als ich gehört habe, daß im nächsten Semester eine Vorlesung über Praxis und 
Theorie des Guerillakrieges stattfindet, habe ich gleich einen Waffenschein be- 
antragt .. 

Der Wahlkampf war frei von persön- 
lichen Diffamierungen, Auffällig war, 
daß die „Aktion" und die „Arbeits- 
gemeinschaften" in ihren Programmen 
das anboten, was „seit Jahren im Pro- 
gramm der Studentenvertretungen und 
(Fortsetzung Seite 2: „20. Konvent"). 

40 Prozent wollen 

Gebührenerlaß 
BOCHUM. (BSZ) — Dem Akademischen 
Förderungswerk liegen in diesem Seme- 
ster rund 2000 Förderungsfälle nach 
dem Honnefer Modell vor, rund 35 Pro- 
zent aller ordentlichen Studierenden 
(Bundesdurchschnitt: 19,5 Prozent). Mehr 
als 40 Prozent sollen Antrag auf Ge- 
bührenerlaß gestellt haben. Das Kultus- 
ministerium hat um die Unterlagen ge- 
beten und wird auf dem Erlaßwege die 
Finanzen bereitstellen müssen. 
In Bochum werden die sonst üblichen 
Quoten (bei Gebührenerlaß in der Regel 
höchstens 30 Prozent des gesamten Ge- 
bührenaufkommens) bei weitem über- 
schritten. Der Grund liegt in der Sozial- 
struktur der Studentenschaft, die sich 
deutlich an die der Bevölkerung an- 
gleicht. 
Das heißt, ein großer Teil der Studenten 
kommt aus Familien mit mittlerem und 
kleinem Aufkommen. Wir greifen auf 
die Vergleichszahlen vom Sommer- 
semester zurück: 
Die Studenten Bus Arbeiterhaushalten 
hatten einen Anteil von 12,1 Prozent (im 
Bundesdurchschnitt an den westdeut- 
schen Hochschulen: 5 Prozent; Bevölke- 
rung ab 16 Jahren in der BRD: 49 Pro- 
zent). 
Aus Beamtenfamilien kamen: 25,1% 
(33%; 7%). Aus Angestelltenhaushalten: 
36,8% (28%; 23%). Aus selbständigen 
Haushalten (Geschäftsleute und freie 
Berufe: 23,9% (31%; 12%). 

Doch noch Streik? 
In der Urabstimmung der Gewerkschaft 
ÖTV am 12./13. Dezember entscheiden 
die Mitglieder der Gewerkschaft über 
die Annahme des von ihren Vertretern 
ausgehandelten neuen Tarifabkommens. 
Danach erhalten die im öffentlichen 
Dienst stehenden Angestellten ab 1. 1. 
1968 eine Lohnerhöhung von 3% Pro- 
zent; die bisherige Arbeitszeit von 
44 Stunden soll danach erst ab 1. 1. 1969 
um 1 Stunde, ab 1.1.1971 um eine wei- 
tere Stunde verkürzt werden. 
Für den Fall, daß dieses Abkommen 
nicht gebilligt wird (was allerdings un- 
wahrscheinlich ist, da bereits 25 Prozent 
Ja-Stimmen genügen), besteht Aussicht, 
daß auch die RU Bochum bestreikt 
wird. „Dazu reicht es aus, wenn die Kol- 
legen in der Energiezentrale streiken", 
äußerte ein Vertreter der ÖTV gegen- 
über der BSZ. Dann fällt nämlich vom 
Computer bis zur Heizung alles aus. 

Mitbestimmung 
BONN. (BSZ) — Der Rektor der RU, 
Prof. Biedenkopf, ist Vorsitzender der 
von der Bundesregierung berufenen 
„Kommission zur Auswertung der Er- 
fahrungen mit der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer" geworden. Sie wird aus 
neun Professoren gebildet. Gleich nach 
Bekanntgabe der Bildung der Kommis- 
sion beeilten sich die Parteien zu erklä- 
ren, daß sie in absehbarer Zeit die Mit- 
bestimmung im Bundestag nicht zu dis- 
kutieren gedächten... 
Prof. Biedenkopf selbst zur betrieblichen 
Mitbestimmungsforderung der Arbeit- 
nehmer: „Sie ersetzt nur den da oben 
durch die da oben." 

Wettbewerb 
BOCHUM. (BSZ) — Der Wettbewerb 
der Fachschaft Germanistik „Prosa — 
Lyrik — Dialog" ist noch nicht abge- 
schlossen. Einsendungen von Manu- 
skripten können noch bis zum 11. Ja- 
nuar angenommen werden. 

man 

mit 

Schlegel 
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München: Wahlhappening brachte 

den „Rechten" die Mehrheit 

MÜNCHEN. (BSZ) — Eine empfindliche 
Schlappe erlitt bei den Wahlen zum 
Studentenparlament, die am 5. Dezember 
zuende gingen und eine Wahlbeteiligung 
von rund 53 Prozent brachten, die 
„Münchner Wahlgemeinschaft" (MWG), 
die Vereinigung der „Linken", der der 
SHB, der SDS und der LSD zugerechnet 
werden. Sie büßte drei Sitze im 51köpfi- 
gen studentischen Konvent ein und ver- 
fügt nur noch über 10 Mandate. Die 
„Münchner Studentenunion" (MSU) da- 
gegen eroberte 11 Sitze hinzu und hat 
mit ihren 26 Mandaten die absolute 
Mehrheit. 16 Abgeordnete sind unab- 
hängig. Der AStA hat seinen Rücktritt 
angekündigt. 
AStA-Sprecher Kopp, der die der BSZ 
ähnlichen MSZ für die Münchner Stu- 
dentenzeitung redaktionell leitet, Ziel- 
scheibe der bisherigen Opposition war 
(„Der Kopp muß rollen"), dennoch als 
einziges SDS-Mitglied wiedergewählt 
wurde, sagte in einer ersten Stellung- 
nahme: „Wir haben eine eindeutige Nie- 
derlage erlitten." 
Die MWG arbeitete mit Parolen wie: 
„Der AStA ist für die Liebe. Er macht 

Hamburger Studenten 
wollen Urabstimmung 
HAMBURG, (dpa) — In einer „Urab- 
stimmung" wollen die Hamburger Stu- 
denten noch in diesem Semester darüber 
entscheiden, ob der neue Rektor, Pro- 
fessor Dr. Werner Ehrlicher, „für die 
Studenten akzeptabel ist oder nicht". 
Ein entsprechender Beschluß wurde auf 
einer Vollversammlung der Studenten- 
schaft, an der sich rund 2000 Studenten 
beteiligten, gefaßt. Die Vollversammlung 
befürwortete die Gründung einer „Kri- 
tischen Universität" und wandte sich 
gegen die Fortsetzung der Zwischen- 
prüfungen in der gegenwärtigen Form. 
Eine Zwischenprüfung soll nur hin- 
genommen werden, wenn sie die „tat- 
sächliche Studieneignung in einem indi- 
viduellen Prüfungsverfahren mit Sicher- 
heit feststellt". 

PIPE 

TOBAGO 

ENGLISH BLEND DM 

Gratispröbchen 
PLANTA • TABAK BERLIN 61 

JURISTISCHE LEHRGÄNGE 

AIPMANN UND SCHMIDT 

44 Münster, Postfach 3 

Wir führen seit Jahren einen 

Klausurenkurs 
durch. 

Wöchentlich drei Examensklausuren 
(BGB, StGB, öffentliches Recht) mit 
Musterlösungen nach dem neuesten 
Stand von Rechtsprechung und Litera- 
tur. 

Preis: DM 18,50 ohne Korrektur, 
DM 29,50 mit Korrektur. 

Sie haben die Möglichkeit, einen Mo- 
nat kostenlos an unserem Klausuren- 
kurs teilzunehmen. 

In unseren 

Skripten 

werden anhand von Fällen die wich- 
tigsten Rechtsgebiete behandelt. Zur 
Zeit sind lieferbar: 

BGB AT (Neuauflage 
Dezember 1967) DM 34,— 

SchuldR AT (2 Hefte) DM 16,— 
SchuldR BT I DM 16,30 
SchuldR BT II DM 9,— 
SachenR (3 Hefte) DM 42,— 
Familien R DM 11,60 
ErbR DM 14,60 
StrafR AT DM 30,— 
VerwaltungsR (Neuauflage 

Dezember 67) DM 36,50 
ZPO DM 18,20 

Sie können sich ein Skriptum 14 Tage 
unverbindlich zur Ansicht zukommen 
lassen. 

Antibabypillen zugänglich. Die Rechten 
sind dagegen" — „Schlitzt dem Strauß 
die Schwarten, alle Macht den roten 
Garden". 
Die MSU (vor allem RCDS und Katho- 
lische Verbindungen) riefen dagegen 
zum „Widerstand gegen destruktive Ak- 
tionen" und zum Kampf gegen die „Aus- 
übung der totalen Macht" der derzeiti- 
gen Studentenvertretung auf. 
Die Wahlkampfmittel waren ähnlich wie 
sie die Bochumer Studenten vom Juli 
her kennen, nur etwas subtiler. Man 

fuhr ebenfalls Lautsprecherwagen auf, 
gab Wahlzeitungen heraus und durfte 
auf die Unterstützung von Parteien und 
Gewerkschaften bauen. Der Kölner 
Stadt-Anzeiger bewertete den Wahl- 
kampf als „apolitisches Happening". 
In einer Erklärung meinte die MSU zu 
dem Wahlergebnis, „ein Großteil der 
Studentenschaft steht den Radikalisie- 
rungsversuchen linksextremer Gruppen 
ablehnend gegenüber". Trotzdem hat sie 
der MWG ein Koalitionsangebot ge- 
macht, welches die jedoch ablehnte. 

DRHAMS/IER 

Mayonnaise 

je öfter-je lieber! 

DSW wurde wieder von 

Studenten zurückerobert 
BOCHUM/ERLANGEN. (dpa/BSZ) — 
Der Direktor des Akademischen Förde- 
rungswerkes Bochum, Bernhard Sträter, 
wurde von der Mitgliederversammlung 
des Deutschen Studentenwerkes (DSW) 
— dem Zusammenschluß der örtlichen 
Studentenwerke — in den Vorstand ge- 
wählt. Ihm gehören weiter an: Prof. Dr. 
Thomas EHwein (Frankfurt), Prof. Dr. 
Erwin Scheuch (Köln), der Geschäfts- 
führer des Frankfurter Studentenwerks, 
Gerhard Kath, der Stellvertretende Ge- 
schäftsführer des Studentenwerks Mün- 
ster, Georg Milbradt sowie der Stell- 
vertretende Vorsitzende des Verbandes 
Deutscher Studentenschaften. Dieser 
Vorstand garantiert praktisch eine 
Sozialpolitik im Sinne der Studenten- 
schaften. Bisher war das DSW mehr 
oder weniger eine Angelegenheit der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz. 
Die Krise im DSW bestand schon seit 
Jahren. Der VDS sah .die Interessen der 
Studenten in der Frage des Wohnheim- 
baus, der Studienförderung und der 
Mensen durch das DSW nicht mehr ge- 
wahrt. In diesem Jahr waren deshalb 
10 Studentenwerke — von den AStA 
inspiriert — ausgetreten. 
In Nordrhein - Westfalen gründeten 
Bonn, Köln, Münster, Aachen und das 
AFW Bochum daraufhin eine Arbeits- 
gemeinschaft, die eine neue Satzung für 
das DSW ausarbeitete. Der Landesver- 
band des VDS billigte sie. Uberraschend 
schloß sich auch die 19. MV des DSW 
in Erlangen mit großer Mehrheit dem 
Satzungsentwurf an. Damit haben die 

AFW-Direktor Bernhard Sträter vor 
dem Bochumer Studentenparlament im 
Kreuzverhör. Sträter wurde jetzt in den 
Vorstand des Deutschen Studenten- 
werks gewählt. BSZ-Bild: Hüper 

Studenten sozusagen die Studenten- 
werke zurückerobert. Die neue Kon- 
struktion sieht folgendes vor: 
Der Vorstand, der von der Mitglieder- 
versammlung .gewählt wird, zählt künf- 
tig sechs statt bisher sieben Mitglieder. 
Alle Mitglieder werden unmittelbar von 
der Mitgliederversammlung gewählt. Es 
gilbt künftig keine Vertreter anderer 
Institutionen im Vorstand mehr. Der 
Vorstand setzt sich zusammen aus drei 
Studenten, zwei Professoren und einem 
Geschäftsführer eines örtlichen Studen- 
tenwerks. 
Das bisherige Kuratorium, das eigent- 
liche sozialpolitische Organ des Deut- 
schen Studentenwenks, fällt fort. An 
seine Stelle tritt ein Beirat in folgender 
Zusammensetzung: Drei Vertreter der 
WRK, darunter der Präsident, der auch 
den Vorsitz im Beirat übernimmt; drei 
Vertreter des Verbandes Deutscher Stu- 
dentenschaften, von denen der VDS- 
Vorsitzende zugleich das Amt des stell- 
vertretenden Vorsitzenden des Beirats 
ausübt; ein Hochschullehrer und ein 
Student, die von der Mitgliederver- 
sammlung benannt werden. 
Mit beratender Stimme sollen dem Bei- 
rat je ein Vertreter der Bundesregierung, 
der Länder und des Deutschen Städte- 
tages angehören. Der Beirat soll die 
Richtlinien der Sozialpolitik des Deut- 
schen Studentenwerks bestimmen. Er 
wird damit im Grunde zum zentralen 
Organ des Deutschen Studentenwerks, 
während die Mitgliederversammlung 
künftig mehr Fragen der praktischen 
Sozialarbeit übernehmen wird. 
Die Satzung wurde mit 103 von 122 mög- 
lichen Stimmen angenommen. Der lang- 
jährige Vorsitzende des Deutschen Stu- 
dentenwerks, der Kieler Gerichtsmedi- 
ziner Prof. Dr. Wilhelm Hailersmann, 
trat, gemeinsam mit drei weiteren Mit- 
gliedern des Vorstandes, zurück, nach- 
dem ein Satzungsentwurf des Vorstan- 
des nicht die Billigung der Mitglieder- 
versammlung gefunden hatte. 
Der Vorstandsvorschlag, maßgeblich be- 
einflußt von der Westdeutschen Rekto- 
renkonferenz, hatte die Gründung eines 
Konvents vorgesehen, der in etwa eine 
Institutionalisierung der bisherigen 
Hochschulkonferenzen bringen sollte. 
Diesem Konvent sollten Direktoren der 
Hochschulen und die AStA-Vorsitzenden 
angehören. 
Der VDS und die Studentenvertreter 
hatten diesen Vorschlag abgelehnt. Die 
Westdeutsche Rektorenkonferenz und 
der bisherige Vorstand hatten die Vor- 
stellung, aus dem Deutschen Studenten- 
werk ein sozialpolitisches Instrument 
der Hochschulen zu machen, da weder 
die WRK noch der VDS für sich allein 
die sozialpolitische Arbeit hätten voll 
übernehmen können. 

Bochum tanzt bei 

LINDEN 
• modern 
• beschwingt 
• erfolgreich 

Neue Kurse 

beginnen jeweils im Januar, April 

und September! 

Bürozeit .11-14 und 16-19 Uhr 
HAUS DES TANZES 
Kortumstraße 142 Ruf 64811 

Tänzschule Linden 

Frankfurt: Sitzstreik 

gegen den Senat 

FRANKFURT. (BSZ) — Während der 
Sitzung des Senats der Johann-Wolf- 
gang-Goethe-Universität kam es zu 
einem Teach-in, zu dem der SDS auf- 
gerufen hatte und an dem zuletzt 1000 
Studenten teilnahmen. Unter ihrem Bei- 
fall rief Hans-Jürgen Krahl, Vorstands- 
mitglied des SDS: „Die Losung muß lau- 
ten, die Macht der Ordinarien zu bre- 
chen." Ein anderer Sprecher, Diplom- 
Ingenieur Dieter Wetzel, forderte den 
Rektor, Rüegg, auf, das Verbot des SDS 
wieder aufzuheben und seine Behaup- 
tung zurückzunehmen, der SDS habe 
mit seinem Go-in bei der kürzlichen 
Vorlesung von Carlo Schmid „faschisti- 
sche Terrormethoden" angewendet. 
Die Studenten überrannten die Univer- 
sitätsangestellten, die für die Absper- 
rung sorgen sollten, drangen in das 
Rektorat ein und verlangten die Öf- 
fentlichkeit der Senatssitzungen. Der Se- 
nat schloß sich daraufhin ein. Nach einer 
Meldung der F.A.Z. wurden die drei 
ohnehin nicht stimmberechtigten studen- 
tischen Vertreter ausgeschlossen. Sie 
sind inzwischen zurückgetreten. 
Der AStA-Vorsitzende Birkholz (SHB), 
der zunächst eine zwanzigprozentige 
Beteiligung am satzungsgebenden Kon- 
zil akzeptiert hatte, erklärte jetzt, daß 
er nicht länger kompromißbereit sei und 
nun auch die Drittelparität fordere. 
Die Senatsmitglieder mußten abends um 
10 Uhr über die im Sitzen streikenden 
Studenten herübersteigen. Der Rektor 

stellte sich freiwillig den Demonstran- 
ten, erklärte aber, daß er sich auch 
künftig nicht zu Diskussionen zwingen 
lasse. Zu einem Brief an den SDS habe 
er im Übrigen noch nicht die Antwort 
erhalten, ob sich diese Gruppe auf den 
Boden der Universitätsverfassung stelle. 
Der AStA hat alle Frankfurter poli- 
tischen Hochschulgruppen aufgefordert, 
während der zu erwartenden weiteren 
Auseinandersetzungen „die Aktionsein- 
heit" zu wahren. 

Die ,,Linken" siegten 
FRANKFURT. (BSZ)/dpa) — Der 
„Linke Block" hat bei den Wahlen zum 
Frankfurter Studentenparlament am 
16. November einen erheblichen Erfolg 
errungen: er okkupierte 16 von 22 Sit- 
zen. Zum „Linken Block" werden ge- 
zählt der Demokratische Block (SHB, 
HSU und Gewerkschaftliche Arbeits- 
gemeinschaft Erziehungswissenschaft 
GEW), 7 Sitze; der SDS mit 4 Sitzen, 
der Liberale Studentenbund (LSD) mit 
2 Sitzen und die Arbeitsgemeinschaft 
Frankfurter Studenten mit 2 Sitzen. 
Weitere Kandidaten brachten eine Liste 
der Mediziner (1), ein Arbeitskreis der 
Mitte (1) und der Arbeitskreis aktive 
Hochschulpolitik (3) durch. 
Die Beteiligung an den Wahlen betrug 
45 Prozent. AStA-Vorsitzender blieb 
Birkholz (SHB). 

Schauspielhaus Bochum 

Aufführung des Musiktheaters im Revier Gelsenkirchen 
Mittwoch, den 17. Januar 1968, 20.00 Uhr 

„Der Barbier von Sevilla" 

Oper von Gioacchino Rossini 
Sonderpreise DM 3,50 und 4,50 
Vorverkauf ab sofort nur mittags in der Mensa 

Studentenwahlen in Marburg 
MARBURG. (BSZ) — Die Wahlen zum 
Studentenkonvent an der Philipps- 
Universität brachte für die Mitte-Links- 
Gruppen eine Mehrheit. Ein Kontor der 
HSU, des LSD, des SHB und der ge- 
werkschaftlichen Gruppen erhielt zwölf 

20. Konvent 
(Fortsetzung von Seite 1) 
der linken Verbände steht... Und so 
ist die Methode zum eigentlichen Streit- 
punkt geworden" (Frankfurter Rund- 
schau). Das heißt, es ging in der Haupt- 
sache für oder gegen „provokatorische 
Aktionen", für oder gegen „revolutio- 
näre Vorstellungen". 
Die parallel zu, den Wahlen,stattfindende 
Urabstimmung über das Statut der 
„Kritischen Universität" wurde mit 
5557 Ja- gegen 4473 Nein-Stimmen an- 
genommen. 
Ein Beobachter der Wahlen sah die Zu- 
kunft an der FU folgendermaßen: „Die 
Linken werden einfach ein paar Studen- 
tinnen' vom rechten Flügel beschlafen, 
dann klappt das mit der Mehrheit im 
Konvent schon." 

... gleich neben der tttensa 
IHRE 

BUCHHANDLUNG 

BRQCKMEYER 

463 BOCHUM-QUERENBURG 

Leonershofstraße 70 - Telefon 51 13 60 

Sitze, der SDS behielt 5, eine Liste un- 
abhängiger (linker) Studenten fiel von 
8 auf 4 zurück. Diese Gruppen werden 
wahrscheinlich eine Koalition eingehen. 
Ihnen stehen der RCDS mit 4 Sitzen, 
ein weiterer unabhängiger Parlamen- 
tarier und 14 Studenten einer Liste der 
Korporationen und Naturwissenschaft- 
ler gegenüber. 
Die Wahlbeteiligung betrug 60,6 Pro- 
zent, gegenüber 53 im letzten Jahr. 
„Neuer AStA-Vorsitzender wird der 
alte", sagte Christoph Ehimann der BSZ 
und meinte sich selbst. 

Verbesserung des 

Honnefer Modells 

BONN, (dpa) — Der Wissenschaftsaus- 
schuß des Bundestages hat die Bundes- 
regierung aufgefordert, die Erhöhung 
der Stipendien nach dem Honnefer Mo- 
dell auf 320 Mark monatlich in Ver- 
handlungen mit den Ländern sobald 
wie möglich zu erreichen. Bei den Bera- 
tungen über den Haushalt des Bundes- 
innenministeriums für 1968 schlug der 
Ausschuß vor, den Mehrbedarf für die 
Finanzierung des Honnefer Modells 
aufgrund des stärkeren Andrangs durch 
die Abiturienten zweier Kurzschuljahre 
nicht aus dem Kulturetat des Innen- 
ministeriums, sondern aus anderen Tei- 
len des Etats zu decken. 
Die Hochbegabtenstiftungen sollen nach 
den Vorstellungen des Ausschusses vom 
nächsten Jahr an wesentlich mehr Mit- 
tel erhalten, um den Kreis der von ihnen 
geförderten Studenten mehr ausweiten 
zu können. Der Ausschuß will entspre- 
chende Unterlagen von den Stiftungen 
anfordern. Nach dem Wissenschaftsaus- 
schuß wird sich nun der Haushaltsaus- 
schuß mit diesen Fragen beschäftigen. 
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Aktion Eule 

Tobacco 

von DM 2,— bis DM 6,- 

Gratispröbchen durch EXCLUSIV TOBACCO 
83 Landshut, Postfach 568 

Aufstand der Uninteressierten 

Nicht nur für Männer! 

Für alle 

Kenner 

•BRAUEREI MORITZ FIEGE BOCHUM SEIT 1871 

FIEGE 

PILS 

BOCHUM. (BSZ) — Der Streit um den 
Kurs der KSG spitzt sich weiter zu. Noch 
in Nr. 3 der Mitteilungen vom 15. No- 
vember wird erklärt: „Mittlerweile 
dürfte den Interessierten klargeworden 
sein, daß die beiden Studentengemein- 
den die Schwerpunkte ihrer Arbeit vor 
allem in der Verbindung von Theologie 
und Politik sehen. Das dialektische Ver- 
hältnis zwischen diesen beiden Größen 
stellen wir zur Diskussion." 
Dagegen wollen offenbar die Katholi- 
schen Korporationen Silesia, Saxo-Thu- 
ringia, Rheno-Merovingia und Falken- 
stein die Uninteressierten gegen den 
Vorstand der KSG mobilisieren. Sie ver- 
breiteten Flugblätter mit dem Text: 
„Ihr Vorstand diktiert Ihnen laufend 
Ihre politische Meinung. Sie werden 
nicht gefragt: zum offenen Brief an Mi- 
nister Lücke, zum offenen Brief an Mi- 
nister Strauß, zur Aktion Resting, zur 
Protestdemonstration gegen die Not- 
standsgesetzgebung, zur Protestdemon- 
stration gegen den hektischen Einkaufs- 
rummel verbunden mit einem Protest- 
marsch gegen die Vietnam-Politik der 
USA (den die KSG noch vorbereitet — 
Red.). Politik in politische Gruppen! Die 
KSG ist keine politische Gruppe! Die 
Konsequenz: wir fordern Neuwahl (noch 
in diesem Monat)!" 
Bernhard Nimscholz (RCDS), einer der 
Initiatoren des Flugblattes, meinte, das 
Ansehen der KSG sei in der Bevölke- 
rung herabgesetzt. Er enthüllte auch, 
wie das Flugblatt zustande gekommen 
ist: durch die jeweiligen Vorstände der 
Verbindungen. Was sie also kritisieren, 
haben sie selber nicht getan: alle Mit- 
glieder gefragt. 
Einige Tage später konterten die ak- 
tiven Mitglieder der KSG den Für- 

Donnerstag, den 30. 11., diskutierten im 
Hörsaal BI über das „Bochumer Modell" 
Rektor Biedenkopfs „Seid nett zuein- 
ander" eben dieser sowie die Professo- 
ren Schilcher und Flörke mit Assistent 
Daniel Rieser und den Studenten Ma- 
tuschke (SDS) und Zöpel (8KB). Ge- 
sprächsleitung hatte Reinhard Zimmer- 
mann (ABS). 
Zur Debatte standen u. a. auch die 
Kestingaffäre und die Pinselaktion 
einiger Bochumer Studenten. Letztere 
hatte Auseinandersetzungen zur Folge 
zwischen einerseits Rektor und Kanzler, 
andererseits dem AStA: der Rektor 
hatte zunächst die Studentenschaft zur 
Beteiligung an den Reinigungskosten 
heranziehen wollen, andernfalls er sich 
zu einer Strafanzeige gegen einige der 
Pinsler gezwungen sehen. Da jedoch die 
Sache vors Studentenparlament hätte 
kommen müssen, verzichtete er auf 
beides. 
Eingangs der Diskussion von Herrn 
Rieser dazu befragt, erklärte sich der 
Rektor für unzuständig: das falle ins 
Ressort des Kanzlers, er habe damit 
nichts zu tun. Für angebracht hielt er 
jedoch, einigen Autofahrern, die zur 
ungefähren Tatzeit auf dem Unigelände 
gesichtet wurden, einen Verweis zu 
erteilen. Mit dem Hinweis, man möge 
inneruniversitäre Vorgänge auch im 
Rahmen der Universität lösen, erklärte 
er sich bereit, für das Anbringen einer 
großen Protesttafel zu sorgen. Aus dem- 
selben Grund auch habe er keine Straf- 
anzeige gestellt. 
„Seid nett zueinander" sei eine Ver- 
tröstunsformel seit Ende des 2. Welt- 
krieges, ohne daß bisher die Forderun- 
gen der Studenten irgendwo verwirk- 
licht seien, erklärte Herr Rieser. Demo- 

Interessante Perspektiven eröffnete 
Professor • Quaritsch seinen Zuhörern 
letzte Woche in der Vorlesung „Verwal- 
tungsrecht". Aufgebracht über die — zu- 
gegebenermaßen etwas gewagte — For- 
mulierung eines VDS-Sprechers, wonach 
die Studenten Leibeigene der Professo- 
ren seien, forderte Quaritsch seine Zu- 
hörer auf, ihre Studentenvertreter zur 
Raison zu rufen. Auf das sie „solche 
Rüpeleien in Zukunft tunlichst unter- 
lassen". 
„Professoren sind ja sehr geduldig, aber 
mir reicht es langsam. Man kann als 
Professor ja auch nur noch das Not- 
wendigste tun, keine Seminare mehr 
veranstalten, nur noch Pflichtvorlesun- 
gen halten und diese langweilig gestal- 
ten. Doktoranden würde ich dann ent- 
weder gar nicht mehr annehmen oder 
nur, wenn sie das Staatsexamen mit 
,zwei' gemacht haben. 
Es scheint also, daß nach dem Bummel- 

bittegottesdienist, zu dem Pater Stephan 
für die Nacht zum 8. Dezember in die 
Kapelle des Hauses Michael aufgerufen 
hatte, mit einem neuen Flugblatt: 
„Wir beten nachts. Andere Leute haben 
andere Sorgen. Es gibt zum Beispiel 
Bürger der Bundesrepublik, die sich 
jede Woche bei der Polizei melden müs- 
sen, denen auf Jahre hinaus das aktive 
und passive Wahlrecht aberkannt ist, 
die sich nicht mehr als 6 Kilometer aus 
ihrem Wohnort heraus entfernen dürfen 
oder dies 24 Stunden vorher der Polizei 
anmelden müssen, die von abends 11 Uhr 
bis morgens 6 Uhr das Haus nicht ver- 
lassen und bestimmte Straßen nicht be- 
treten dürfen (merkwürdigerweise sind 
das die Bordellstraßen und die Nutten- 
viertel). Aber das sind keine Schamver- 
letzer oder Unholde, keine Kinderschän- 
der, sondern Kommunisten oder was die 
politische Polizei als solche bezeichnet. 
Es gibt Bürger, die haben von 33 bis 45 
in Dachau gesessen und in unserer Re- 
publik in Dortmund oder Bochum; frü- 
her hieß das „Wehrkraftzersetzung", 
heute „landesverräterische Beziehun- 
gen". Informieren Sie sich über die po- 
litische Justiz in der Bundesrepublik. 
Das Team der KSG montiert zum The- 
ma „Geschichte einer Verfolgung — im 
Westen" im Rahmen der .nächtlichen 
Anbetung' Texte. Wir beten nicht in 
dieser Nacht — wir informieren!" 
Dem Sozialarbeitskreis der KSG wurde 
daraufhin der Zugang zum Haus Mi- 
chael verwehrt... 
(Von der Vollversammlung der KSG 
am Dienstag, in der die Vorfälle der 
letzten Zeit zur Sprache kommen sollen, 
können wir leider aus technischen Grün- 
den nicht mehr berichten.) dr. 

kratie bestehe laut Mills darin, auch 
denen, über die Entscheidungen gefällt 
würden, Mitspracherechte einzuräumen. 
Das sei im Fall Kesting nicht geschehen. 
Die Berufungspolitik habe auch Konse- 
quenzen darauf, welche Studenten etwa 
zur Promotion gelangten: Themenwahl 
usw. 
Studenten hätten auch ein Interesse, bei 
Prüfungsfragen mitzuwirken, da hier 
Herrschaft manifest werde. Der Rektor 
verwies auf Klageweg und Wählbarkeit 
des Prüfers, ließ jedoch im Dunkeln, wie 
weit das realisiert sei. Studentische Mit- 
sprache hebe Herrschaft grundsätzlich 
nicht auf. 
Aus dem Publikum kam die Frage, ob 
es nicht vernünftiger sei, Examina, an 
denen die ganze Zukunft eines Kandi- 
daten hänge, überhaupt fallenzulassen, 
da sie zur Ermittlung von Begabungen 
ungeeignet seien, und stattdessen lieber 
Seminarleistungen zu summieren. 
Das aber stieß angesichts der derzeiti- 
gen Uberfüllung in den Seminaren auf 
Widerstand der Professoren: Mehr 
Lehrstühle seien erst zu realisieren, 
wenn der Staat erheblich mehr Mittel 
zur Verfügung stelle. Da beißt sich die 
Katze in den Schwanz: denn Studenten 
studieren so lange, weil sie sich auf Prü- 
fungen vorzubereiten haben. Kostet das 
den Staat gar nichts? 
Christoph Zöpel betonte den sozialen 
Aspekt z. B. der Zwischenprüfung: wenn 
40%> in den Wirtschaftswissenschaften 
durchfielen und von den übrigen ein 
großer Teil mit 4 abschneide, so falle 
für diese die Honnef-Unterstützung weg, 
zu einem Zeitpunkt, wo sie sie am 
nötigsten hätten. 
Schilcher suchte, durch statistische Ma- 
nipulationen das Bild etwas optimisti- 

streik bei der Bundesbahn (Aktion Igel) 
und Bundespost (Aktion Adler) nun 
auch Professoren diese Möglichkeit be- 
denken. 
Damit das Kind auch einen Namen hat, 
schlägt die BSZ die Bezeichnung „Aktion 
Eule" vor, um die Wissenschaftlichkeit 
des Vorhaibens noch besonders zu be- 
tonen. gr 
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chael — Red.) gegen den Willen des 
Studentenpfarrers zustandegekommen 
ist; dagegen bin ich davon überzeugt, 
daß nur der Studentenpfarrer selbst 
Urheber der Stimmungsmache ... sein 
kann. Oder sollte man ihn für unfähig 
halten, seine Leute in seinem Sinne zu 
beeinflussen?" 
Und einige Sätze weiter wird Pater 
Richter mit einer erstaunlichen Begrün- 
dung der Rücktritt „nahegelegt": „Er 
(d. i. Bischof Hengsbach — Red.) wird 
ebensowenig wie die Mehrzahl der Pro- 
fessoren den Eindruck haben können, 
daß Ihre universitäts- und gemeinde- 
politischen Fehlleistungen durch Im- 
pulse oder Erfolge auf geistlichem Ge- 
biet kompensiert werden..." 

scher zu machen, aber auch seine Zah- 
lenangaben bestätigten Zöpels Argu- 
ment: in der Zwischenprüfung haben 
von 85 Kandidaten 32 bereits die schrift- 
lichen Leistungen mangelhaft. Er schob 
das auf mangelnden Vorbereitungswil- 
len der Betroffenen, während Zöpel 
darin eine Bestätigung für Unzumut- 
barkeit der Anforderungen erblickte. 
Das mangelnde Interesse der Studenten 
an ihren Einrichtungen, ein beliebtes 
Argument gegen studentische Forderun- 
gen, wurde von studentischer Seite da- 
mit begründet, daß einerseits die Stu- 
denten auf Sandkastenspiele beschränkt 
blieben, andererseits, wo sie ein wenig 
mitzuentscheiden hätten, zur Geheim- 
haltung verpflichtet würden. 
Das sei z. B. bei der Universitätsver- 
fassung der Fall, die mit dem Vermerk 
„streng vertraulich" dem AStA zuge- 
stellt worden sei. Kurt Biedenkopf wies 
darauf hin, das die Studenten in einer 
Senatskommission zur Verfassungsprü- 
fung vertreten seien. 
Als von professoraler Seite der Reform- 
wille mit Hinweisen auf studentische 
Diskussionen über das Vorlesungspro- 
gramm des nächsten Semesters in der 
juristischen Fakultät demonstriert 
wurde, erklang es aus dem Publikum: 
Institutionell verankern! Man wollte 
nicht vom jeweiligen Entgegenkommen 
einzelner Professoren abhängen. - kd - 

Fechten. Beim bundesoffenen „Perkeo" 
Fechtturnier des USC Heidelberg be- 
legte Dieter Blase, Sport-Student an der 
RU, unter 84 Teilnehmern einen her- 
vorragenden 2. Platz. 
Die BSZ gratuliert. 

250 Studenten 

hatten nicht belegt 
BOCHUM. (BSZ) — Die Belegfrist wur- 
de über den 17. November hinaus nicht 
verlängert. Fast 250 immatrikulierte 
Studenten hatten bis dahin ihren Be- 
legplan nicht in den Automaten einge- 
geben. Sie erhielten gleichlautende 
Schreiben, daß sie nun aus der Matrikel 
gestrichen worden seien, darunter eine 
Rechtsmittelbelehrung mit der Auffor- 
derung, gegen diesen Bescheid Wider- 
spruch innerhalb eines Monats einzule- 
gen. 
Es gilt grundsätzlich jede Begründung 
— außer der, „Ich kann belegen, wann 
ich will", so Herr Gesthuysen. Vorläu- 
fig sind die Studenten statistisch unter 
der Rubrik „beurlaubt" eingeordnet. 
Die 250 Studenten haben dann vom 15. 
bis zum 19. Januar Gelegenheit nachzu- 
belegen, allerdings nur gegen „Barzah- 
lung" der Gebühren. (Alle anderen Stu- 
dierenden müssen schon bis 31. 12. be- 
zahlt haben.) 
Das Sekretariat will bei den nächsten 
Einschreibungen Handzettel austeilen, 
in denen ausdrücklich auf die Belegter- 
mine hingewiesen wird. Herr Gest- 
huysen hofft, „daß man dann im Som- 
mersemester die Bummelanten an einer 
Hand abzählen kann". 

Scharfe Zensuren 

kein Grund 
GIESSEN, (dpa) — Scharfes Zensieren 
ist nicht entscheidend dafür verantwort- 
lich, daß Studierende die Mindestzeit 
aus Furcht vor Prüfungsanforderungen 
überschreiten. Im Gegenteil: Kandida- 
ten mit relativ kurzem Studium zeigen 
in der Regel bessere Leistungen als sol- 
che mit höherer Semesterzahl. 
Zu diesem Ergebnis führte eine erste 
Untersuchung der Hochschulstatistik an 
der Justus-Liebig-Universität Gießen. 
Die Erhebungen erfassen ausschließlich 
Kandidaten, die sich zu einer Abschluß- 
prüfung gemeldet haben. Sie klären 
nicht, wieviel Studierende ihr Studium 
ohne Abschluß abbrechen. 
Nach den Angaben der Universität wur- 
den im angegebenen Zeitraum 86 Dok- 
torprüfungen, 51 Diplom- und 83 Staats- 
examina abgenommen. Zehn Kandida- 

ten bestanden nicht. 61 Prozent der Kan- 
didaten hatten ihren ständigen Wohn- 
sitz in Hessen, 25 Prozent stammten aus 
anderen Bundesländern, 11 Prozent wa- 
ren Ausländer, vorwiegend der Land- 
wirtschaftlichen Fakultät. Das Durch- 
schnittsalter aller Doktoranden und 
Kandidaten für Diplom- und Staats- 
examina lag mit 27 Jahren sehr hoch. 
Den höchsten Anteil von Kandidaten 
unter 26 Jahren wiesen die Naturwis- 
senschaftler auf, den niedrigsten die 
Lehramtskandidaten. Prüfungskandida- 
ten über 28 Jahre sind zu 30 Prozent 
Veterinärmediziner. Das Durchschnitts- 
promotionsalter betrug nach den Sta- 
tistiken 30,5 Jahre. 
Die wenigsten Kandidaten kamen mit 
ihren Pflichtsemestern aus. Aus der 
Statistik ergaben sich Überschreitungen 
zwischen knapp einem Semester (Hu- 
manmediziner) und fast fünf Semestern 
bei Lehramtskandidaten und Naturwis- 
senschaftlern. Die Examensnoten lagen 
„sehr hoch". Die Durchschnittszensuren 
lauteten: Medizin 1,4, Veterinärmedizin 
2,9, Naturwissenschaft 1,7, Landwirt- 
schaft 2,1, Lehramt an Gymnasien 2,4. 

Haushalt 1968 

wird beraten 

BOCHUM. (BSZ) — Der Haushaltsaus- 
schuß des Studentenparlaments will den 
laufenden Haushaltsplan 1967 noch ein- 
mal neu einbringen. Aus den Protokol- 
len der damaligen Fachschaftsvertreter- 
versaimmlung geht nicht eindeutig her- 
vor, ob der Haushaltsplanentwurf in 
dritter Lesung genehmigt worden war. 
Bei dieser Gelegenheit soll er so aufge- 
stellt werden, daß der Abschluß des Ge- 
schäftsjahres mit dem Haushalt überein- 
stimmt. An ordentlichen Jahresabschlüs- 
sen der Finanzen der Studentenschaft 
hat es bislang gefehlt. 
Haushaltsausschuß und Vorstand befaß- 
ten sich in der letzten Woche auch mit 
dem Entwurf des Haushalts für 1968. In 
Einnahmen und Ausgaben werden die 
Finanzen der Studentenschaft rund 
900 000 DM betragen. Davon entfällt al- 
lerdings der Löwenanteil auf die Bei- 
träge für die DSKV, das Studentenwerk 
und die Beiträge an den VDS. Für Vor- 
stand, Parlament und Fachschaften 
werden rund 150 000 DM bleiben. 

Aus der Studentenschaft 

des Klinikum Essen 
MUSIK AUS DEM KLINIKUM 
Im Foyer der neuen Strahlenklinik des 
Klinikum Essen präsentierte sich das 
collegium musicum — bestehend aus As- 
sistenten und Studenten des Klinikums — 
zum sechsten Male der Öffentlichkeit. 
Das Programm enthielt Werke des Ba- 
rocks, der Klassik und der Romantik. Ein- 
studierung und Leitung hatte Siegfried 
Scheytt, Kantor an der Kreuzeskirche, 
übernommen. 
Am Anfang stand das Concerto in G-Dur 
für Viola und Streicher von Georg 
Philipp Telemann, dessen dankbarer Solo- 
part mit reiner Intonation und einfühl- 
samer Musikalität von Frl. cand. med. 
Christa Teumer gespielt wurde. Virtuos, 
besonders von den Bläsern, wurde das 
Quintett in Es-Dur für eine Violine, zwei 
Violen, Violoncello und Horn von W. A. 
Mozart dargebracht. 
Nach der Pause folgte das Trio für Kla- 
vier, Violine und Violoncello in d-Moll von 
Felix Mendelssohn-Bartholdy. Die So- 
listen konzertierten mit sehr exaktem und 
klangschönem Zusammenspiel. Zum Ab- 
schluß wurde von Joh. Chr. Bach die Sin- 
fonia Es-Dur gespielt, die galant und hei- 
ter dargeboten das Programm abrundete. 
Den Musikanten und dem Dirigenten 

wurde mit anhaltendem Applaus gedankt. 
Ein weiteres Konzert wird Ende dieses 
Semesters stattfinden, wenn die finan- 
ziellen Möglichkeiten dazu gegeben sind. 

Fackelzug im Saal 
Die beiden medizinischen Abteilungen 
veranstalten am 12. 12. 67 einen Kontakt- 
abend mit der Professorenschaft. Im Ver- 
lauf des Abends wird eine Laudatio für 
Herrn Prof. Scherer (Radiologie) gehal- 
ten, der einen Fackelzug ablehnte, da es 
erstens Winter und zweitens in der Groß- 
stadt Essen fehl am Platze sei. Der Fak- 
kelzug sollte den Dank der Essener Stu- 
denten ausdrücken, daß Herr Prof. Sche- 
rer einen ehrenvollen Ruf nach Tübingen 
ablehnte. Die Studentenvertretung schloß 
sich seiner Argumentation gerne an. Nach 
der Laudatio wurden von Professoren 
und Studenten Kurzreferate über das 
Thema: .Der Anschluß des Klinikums 
Essen an die Ruhr-Universität Bochum" 
gehalten. Die anschließende Diskussion 
wird hoffentlich die etwas verschwomme- 
nen Vorstellungen der Essener Studenten 
beseitigt haben. Um die studentischen 
Lebensgeister bis zum Schluß frisch zu 
halten, wurden Freibier und Würstchen 
gereicht. 

Diskussion bestätigte Trend an der RU: 

„Seid nett zueinander" 

Wer möchte das nicht? Es gibt Millionen Chancen, aber nur 
eine Voraussetzung: sparen. Kennen Sie einen der Großen 
dieser Erde, der das Sparen verachtet? Wohl kaum, denn Spa- 
ren sichert den Wohlstand, sichert die Zukunft, sichert die 
Existenz. 

_ _ __ COMMERZBANK ™ _ 
■ B M- jjÄfe* ■ ■ ■ eine Bank, ihre Kunden 0™% 
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Freitag 14—17.30 Uhr 
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Aüfaestkkawt 

Es sagte: Ulrich Kurowski, 29, Vor- 
sitzender der Studentenschaft: „Bei un- 
seren Bemühungen um ein größeres Mit- 
spracherecht der Studenten, kommt mir 
Rektor Kurt Biedenkopf vor wie der 
Igel in dem Märchen. Überall wo wir 
erscheinen und Forderungen aufstellen, 
ist er schon da." 

» * * 
In einem Flugblatt, herausgebracht von 
HBK, SHB und SDS, heißt es u. a.: „Wir 
wollen keinen Rektor, der sich öffent- 
lich anbiedert und dann seinen Worten 
zuwiderhandelt." Ein unbekannter Stu- 
dent vermerkte dazu auf dem am 
Schwarzen Brett ausgehängten Flug- 
blatt: „(An)Biederkopf!" 

* * * 
Unser Recherchenredakteur sprach bei 
der Informationssammlung zu dem Ar- 
tikel über die Personalratswahl in der 
RU auch mit der Vorsitzenden der DAG, 
Armgard Seher, 41. Sie wich allen kon- 
kreten Fragen geschickt aus und kon- 
terte: „Sie können mich nicht fest- 
nageln." Statt dessen bot sie an: „Kom- 
men Sie mit Ihrem fertigen Artikel doch 
vorbei, wir können ihn dann ja 'mal 
durchsehen!" 

* * * 
Bei der Korrektur eines Artikels über 
schlagende Verbindungen konnten sich 
unsere Redakteure nicht einigen. Der 
eine verwies auf die Schreibweise in 
Verbindungszeitschriften, wo die neu- 
eingetretenen Studenten „Füxe" ge- 
schrieben werden. Der andere berief sich 
auf den Duden, wo es heißt: „Fuchs (lat. 
fex. = der Narr), Verbindungsstudent 
im ersten Semester." Schließlich ent- 
schied man sich für „Fux", da bei Ver- 
bindungen „sowieso Logik und Allge- 
meinverständlichkeit nicht die stärksten 
Argumente sind." 

Uni-Sportler mit 

guten Leistungen 
Fußball: 
Uni Bochum — TH Aachen 2:2 (2:1) 
In ihrem ersten Spiel im Rahmen der 
Deutschen Hochschulmeisterschaft im 
Fußball kam die Bochumer Vertretung 
zu einem achtbaren Unentschieden ge- 
gen einen körperlich überlegenen und 
kampfstarken Gegner. Zur Pause lagen 
die Gastgeber überraschend in Front, 
und auch in der zweiten Hälfte gelang 
es, das Spiel offen zu gestalten, jedoch 
mußte unsere Mannschaft schließlich 
doch noch den Ausgleich hinnehmen. 

Uni Köln — Uni Bochum 2:3 (2:1) 
Die Kölner gingen als klare Favoriten 
ins Spiel und konnten bis zur Halbzeit 
durch zwei Tore, dem die Bochumer nur 
eins entgegensetzen konnten, verdient 
in Führung gehen. 
Die zweite Halbzeit stand aber ganz im 
Zeichen der kampfstarken Spieler aus 
Bochum, die nun alles auf eine Karte 
setzten und durch zwei weitere Tore 
das Spiel noch aus dem Feuer reißen 
konnten. 

(Fortsetzung Seite 6) 

antworten 

Höhere Auflage 
BSZ Nr. 14: „In den Papierkorb damit") 
Pamphlet eines Mini-Maos (So genannt, 
weil er links von der NPD steht) 
Warum sollte der Deutsche Studenten- 
Anzeiger nicht in die Hände der Ruhr- 
Uni-Studenten kommen. Ihn auf Grund 
penibler juristischer Form in Bochum 
zu verbieten, sollten die Studentenver- 
treter auf keinen Fall fordern, denn 
1. sollten wir für das Recht des anderen, 
zu sagen was immer er will, auch wenn 
wir mit keinem Wort einverstanden 
sind, eintreten, 
2. können sich alle Mini-Maos Unter- 
suchungen über den Rechtsradikalismus 
in der sog. BRD sparen, wenn dafür der 
schwarz-rote, urdeutsche DSA verteilt 
wird. Eine bessere Analyse von Thad- 
dens und aller Mini-Thaddens als der 
DSA kann auch der SDS nicht liefern. 
Von Seite 1 bis 8 sagt der DSA doch 
a) viel Richtiges über die heutige Bun- 

desregierung, 
b) in aller Deutlichkeit, welche rechte 

Ordnung an der Universität, in der 
Gesellschaft, in den Kirchen (sieheS. l 
des DSA Nr. 1), und im Staate er 
gerne installieren möchte (Burschen- 
schaftler sind Waisenknaben da- 
gegen!) 

Aufklärung über die angestrebte Dik- 
tatur derer, die gegen alles Verderbte 
in unserem „Vaterlande" (und dazu 
zählt der DSA womöglich noch den 
RODS [vgl. aaO S. 8]) sind, und implizit 
also höchste Warnung vor dieser Dik- 
tatur liefert der DSA (zum Glück) ko- 
stenlos. Er sollte in viel höherer Auf- 
lage verteilt werden. 

stud, theol. Wolfgang Dominik 
* * » 

Endlich erreicht 
Über die Anwendbarkeit von Volks- 
weisheiten auf das akademische Leben 
— oder: warum ich mich an der RU so 
wohl fühle: 
Sie lag bereits zerrissen im Papierkorb 
— die BSZ, denn was stand diesmal 
schon Neues drin: Rudi war da, die 
Studentenehepaare wollen klagen und 
irgend etwas sollte vertuscht werden. — 
Was war das doch? Aha, die Affäre Süß- 
milch! — Die Affäre Süßmilch? Ja, die 
Affäre Süßmilch! 
Die Studentenschaft der RU hat ihre 
Affäre (natürlich eine „sogenannte") — 
na endlich! Es wurde ja auch Zeit! 
Nachdem der Normalstudent (= poli- 
tisch uninteressiert, nur auf seine Be- 
quemlichkeit und Honnef bedacht, in der 
Masse verschwindend und außer einem 
Examen nichts anstrebend) mehrfach 
durch Presse aller Art davon unterrich- 
tet wurde, daß es der Professorenschaft 
bereits gelungen wäre, die ach so mo- 
dern begonnene RU dem ,/mittelalter- 

lichen Niveau" anderer deutscher Hoch- 
schulen anzupassen wissen wir nun, daß 
die Studentenschaft nachgezogen hat — 
endlich! Jeder Studentenschaft ihre 
Affäre! 
Damit hat sich die RU endgültig in die 
Reihe der anderen U's eingefügt. Denn 
was sind heute Professoren ohne „mit- 
telalterliche Anschauungen" — und was 
ist eine Studentenschaft ohne Affären? 
Das darf es in der BRD doch nicht 
geben! 
Schließlich wußte es schon die „WAZ", 
und auch die „Ruhr-Nachrichten" über- 
schlugen sich bereits: nicht nur Münster 
(vor ca. 3 Jahren der MAD beim AStA) 
oder Köln (Laepple), sondern auch Bo- 
chum hat seine Affäre (Rüffin contra 
Süßmilch für das Staatsoberhaupt). 
Facit: wo man „singt" (Rüffin über Süß- 
milch), da laß dich ruhig nieder, nur 
böse Menschen haben keine Lieder. 
Darum fühle ich mich jetzt wohl an der 
Ruhr-Universität in Bochum. 
Auch bei uns ist es endlich erreicht! 

cand. jur. Heiner Beckhof 
» * * 

Solches Martyrium 
Nach der Lektüre Ihrer Ausgabe Nr. 13 
vom 14. November 1967 fühle ich mich 
um einige Erkenntnisse bereichert. Dies- 
mal mit Ihrer Hilfe. Ich kenne jetzt das 
bedauernswerteste Geschöpf der deut- 
schen Studentengemeinde, den Studen- 
ten der Ruhr-Universität Bochum. 
Gutgläubig und zielstrebig, die Schika- 
nen noch nicht ahnend, kommt er frei- 
willig nach Bochum. 
Dann bricht es über ihn herein: Kaum 
hat der Unglückselige sich immatriku- 
liert, muß er sich an bestimmte Rege- 
lungen halten: wie auf dem Kasernen- 
hof! (Vergl. S. 4: Assistentenlogik.) 
Doch es kommt noch schlimmer, Da gibt 
es doch in der ganzen Ruhr-Universität 
nur eine Vorlesung, zu der man aus 
freien Stücken hingehen kann. (Vergl. 
S. 2: Prof. Bahr: Deutschland: ???) 
Und vor allem die Sache mit der Biblio- 
thek: Ein ganz normaler Professor darf 
seine Bücher länger ausleihen als ein 
einfacher Student. Unverständlich! 
(Vergl. iS. 2: Ausgerechnet an Büchern 
soll gespart werden?) 
Tragbar wird ein solches Martyrium 
natürlich nur durch die Hoffnung auf 
bessere Zeiten. Abwarten, Kommilito- 
nen, der Anfang ist gemacht. (Vergl. S.l: 
Offenes Votum der Fachschaft Sozial- 
wissenschaft gegen Berufungsvorschlag.) 

Jörg Zähres 
P. S. Ich für meine Person werde die 

Fertigstellung meiner Dissertation 
so weit wie möglich hinausschie- 
ben. Vielleicht wird das Rigoro- 
sum in Zukunft von Mitgliedern 
des SDS abgehalten. 

Ehrensenator verursacht Skandal 

HAMBURG. (BSZ) — Der Pädagogik- 
Professor Dr. Hanns Wenke untersagte 
dem Studenten Reinhold Oberlercher 
die weitere Teilnahme an seinem Semi- 
nar, nachdem dieser in der Studenten- 
zeitschrift „auditorium" eine Vorlesungs- 
rezension geschrieben hatte. („Akade- 
mische Zumutungen vom Schlag Wenke- 
scher Vorlesungen sind nur dadurch zu 
kritisieren, daß man sie sprengt".) 
Der SDS zitierte während einer Presse- 
konferenz am 7. Dezember aus Wenke- 

Schriften, die während des Dritten Rei- 
ches entstanden sind. Er nannte ihn „ein 
Beispiel für jenen Professorentyp, der 
nach unten autoritär, nach oben gegen- 
über jedem Regime beflissen anpas- 
sungsfähig sei". 
Prof. Wenke war Vorsitzender des Grün- 
dungsausschusses der RU und wurde im 
letzten Semester zum Ehrensenator er- 
nannt. Die BSZ hatte damals nachdrück- 
lich genug gewarnt... 

Ein Tin für 

Weihnachten 

Falls Ihre Eltern noch nicht wissen, was sie Ihnen zu Weihnachten schenken 
sollen, dann nehmen Sie die BSZ mit nach Hause und halten diese Seite 
diskret den Eltern unter die Nase. Sicherlich werden sie sich nicht der Ein- 
sicht verschließen können, daß ihr Kind der Erholung vom gar strapazen- 
reichen Studium im Wintersport bedarf und daß eine Studienreise den 
geistigen Horizont beträchtlich erweitert. 

Die Auslandsstelle hat in dem Programmheft mit der roten Skimieze über 
40 Skiprogramme in allen Preislagen, 20 Studienreisen, Ferienreisen und 
verbilligte Sammelfahrten und Flüge. 

Sicherlich werden Sie etwas für Ihren Geschmack und Geldbeutel dabei 
finden. 

Beratung und Buchung bei: 

Studenten-Reisedienst beim Studentenwerk Bochum e. V., 463 Bochum, 
Lennershofstraße 66, Baracke 8 (neben der Mensa), Telefon 51 14 57 

Schauspielhaus Bochum 

Kammerspiele 

Rolf Hochhuth: 

Nekrolog auf Genf 
Tragödie 

Dienstag, 26. Dezember 1967 
(2. Weihnachtsfeiertag) 
20.00 Uhr 

Sonderpreise für Studenten: 
DM 2,— und DM 3 — 
Kartenverkauf ab sofort 
mittags in der Mensa 

SCHAUSPIELHAUS BOCHUM 
Hans Schalla 
SCHAUSPIELHAUS 
DER KLEINE DICKE RITTER 
CÄSAR UND CLEOPATRA 

EIN IDEALER GATTE 
ROSENKRANZ UND GULDENSTERN 
19 13 
WEEKEND IM PARADIES 
DER BARBIER VON SEVILLA (G) 
DIE RATTEN 
5. HAUPTKONZERT 

KAMMERSPIELE 
GANZE TAGE IN DEN BÄUMEN 

SOLDATEN 
ÖDIPUS, TYRANN 
HALB AUF DEM BAUM 
4. KAMMERKONZERT 

T 
SPIELPLAN für die Zeit vom 
13. Dezember 1967 bis 10. Januar 1968 

13. 12. (Mi.) 14 Uhr, 15. 12. (Fr.) 15 Uhr. 
16. 12. (Sa.) 14 Uhr, 17. 12. (So.) 14 Uhr, 
17. 12. (So.), 20. 12. (Mi.), 21. 12. (Do.). 
22. 12. (Fr.), 23. 12. (Sa.), 29. 12. (Fr.), 5. 1. 
(Fr.), 6. 1. (Sa.), 9. 1. (Di.), 10. 1. (Mi.) zum 
letzten Mal 
16. 12. (Sa.), 18. 12. (Mo.), 26. 12. (Di.) 
27. 12. (Mi.) 
28. 12. (Do.), 8. 1. (Mo.) 
30. 12. (Sa.) zum letzten Mal 
31. 12. (So.) 19.30 Uhr, 1. 1. (Mo.), 7. 1. (So.) 
2. 1. (Di.), 3. 1. (Mi.) 
13. 12. (Mi.), 19. 12. (Di.), 4. 1. (Do.) 
14. 12. (Do.), 15. 12. (Fr.) 
20. 12. (Mi.) 14 Uhr, 21. 12. (Do.) 14 Uhr, 
5. 1. (Fr.) 14 Uhr, 6. 1. (Sa.) 14 Uhr 

13. 12. (Mi.), 15. 12. (Fr.), 20. 12. (Mi.), 22. 12. 
(Fr.), 29. 12. (Fr.), 30. 12. (Sa.), 5. 1. (Fr.) 
9. 1. (Di.), 10. 1. (Mi.) 
14. 12. (Do.), 16. 12. (Sa.), 18. 12. (Mo.) 
26. 12. (Di.), 27. 12. (Mi.), 3. 1. (Mi.) 
28. 12. (Do.), 8. 1. (Mo.) 
31. 12. (So.) 19.30 Uhr, 1. 1. (Mo.) 
4. 1. (Do.) 
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UNSERE THEATERKRITIK: 

Hochhuths „Soldaten 

fürs Repertoire versimpelt 

99 

Mit ,dem von Regionalpresse und Pub- 
likum einhellig attestierten Erfolg der 
Bochumer Inszenierung sind Hochhuths 
SOLDATEN in ein zweites, gefährliches 
und zwiespältiges Stadium ihrer Büh- 
nenlaufbahn und Wirkungsgeschichte 
getreten. 
Bochums Wegbereiterfunktion sei unbe- 
stritten: es wurde ein Rezept gefunden, 
das Hochhuths Drama für die Stadt- 
theater spielbar macht, ihm somit die 
nur wünschenswerte Verbreitung zu 
sichern scheint, es aber gleichzeitig zum 
„Gebrauchsstück" versimpelt. 
Denn mit allzu spontanem Beifall und 
Bravos ergriff das Publikum Partei für 
die Inszenierung, gegen Hochhuth und 
bescheinigte Schalla einen Pyrrhussieg: 
Die dramaturgische Operation ist ge- 
glückt, der Patient tot, weil, angesichts 
der verworrenen aber doch ambivalen- 
ten Wirkungsästhetik Hochhuths vor die 
Entscheidung gestellt zwischen bewußt 
widersprüchlicher Gestaltung des Büh- 
nengeschehens mit resultierender Beun- 

ruhigung des Publikums oder planer 
Plausibilität der Szene, die weniger die 
Reflexion des Betrachters aktivieren 
will, als an einen allgemeinen „Gewis- 
sensappell" (Programmheft) sich richtet, 
das Regieteam den Weg des geringeren 
Widerstandes ging. 
Befremdlich unreflektiert werden Hoch- 
hutihsche Sentenzen und Situationen, 
selbst da, wo sie mit Sicherheit ironie- 
sierend, parodierend, demaskierend, 
donpelbödig gemeint sind oder wegen 
der sonst falschen Wirkung so dar- 
geboten werden müßten, als bare Münze 
emphatischer Einfühlungsdramatik ge- 
spielt. 
Schlimmer als Momente unfreiwilliger 
Komik, die auf diesem Weg entsteht 
(„Heiligabend bomben Sie nicht!") und 
peinlichen Kitsches, ist, daß das Pub- 
likum nurmehr innerhalb der von den 
Bühnengestalten vorgebrachten Argu- 
mentation sich bewegen kann, den An- 
satz Hochhuths selbst aber nicht zur 
Überprüfung aufgefächert erhält. - chl 

Bischof Beils Glaubensbekenntnis zu Churchills Luftkrieg gegen die Zivilbevölke- 
rung: „So wahr ich Brite bin: Heiligabend bomben Sie nichtI" Foto: Fuhrmann 
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Senatsvorlage zur Neuregelung des 

Beruf ungsverfahrens: Assistenten 

und Studenten entscheiden mit 

BOCHUM. (BSZ) — Der Rektor legte dem 23. Senat am 4. Dezember einen Vor- 
schlag zum Berufungsverfahren vor. Wir veröffentlichen die Senatsvorlage an die- 
ser Stelle in vollem Wortlaut, weil sich der Rektor in ihr mit den in der letzten Zeit 
auch an der Ruhr-Universität diskutierten Fragen der erweiterten Mitbestimmung 
von Assistenten und Studenten an akademischen Angelegenheiten auseinandersetzt. 
Wir stellen hiermit die These, daß wissenschaftliche Rationalität Mehrheitsentschei- 
dungen ausschließe, zur Erörterung. Die Redaktion 

GETRÄNKE VON 
INTERNATIONALEM 
RUF 

SCHLÖR GESELLSCHAFT MBH BOCHUM UND MECKLINGHAUSEN 

US-Verkauf 

BOCHUM, Rathausplatz 8 - Telefon 66939 

DAS SPEZIALGESCHÄFT 
für Parka- und Western-Bekleidung 

Vorrätig: 

Original „US"-Parka 
■ mm m m a mm m 

: 

Zahl der Durchgefallenen 50 Prozent? 

„Der Senat möge erwägen, das Be- 
schlußverfahren bei der Verabschiedung 
von Berufungslisten zur Besetzung von 
Lehrstühlen im Rahmen der vorläufig 
genehmigten Verfassung unserer Uni- 
versität wie folgt zu gestalten: 
1. Der zur Besetzung anstehende Lehr- 
stuhl wird gemäß § 48 Abs. 3 der Ver- 
fassung im Senat angemeldet. Die Se- 
natsmitglieder der Assistentenschaft 
und der Studentenschaft sollen der 
Fachassistentenschaft und der Fach- 
schaft von der Einleitung des Beschluß- 
verfahrens Mitteilung machen. 
2. Die Vorschlagsliste wird von der en- 
geren Fakultät erarbeitet. Die Fakultät 
soll sich, wenn nicht gewichtige Grün- 
de vorliegen, bei ihrer Meinungsbildung 
auch auf das Ergebnis einer Umfrage bei 
den Vertretern des Faches am anderen 
deutschen und, soweit sachdienlich, aus- 
ländischen Universitäten stützen. Der 
Senatsberichterstatter soll über das Er- 
gebnis der Umfrage berichten. Die Ver- 
treter der Assistentenschaft und der 
Studentenschaft in der Fakultät neh- 
men an den Beratungen nur auf Wunsch 
der engeren Fakultät teil. 
3. Nach Beschlußfassung über die Vor- 
schlagsliste durch die engere Fakultät 
wird die Liste zur Beratung durch den 
Senat am den Rektor geleitet. Zugleich 
wird sie ohne Gutachten der Fachassi- 
stentenschaft und der Fachschaft be- 
kanntgegeben. 
4. Jedes Mitglied der Fakultät, ein- 
schließlich der Vertreter der Assisten- 
tenschaft und der Fachschaft, ist be- 
rechtigt, zu der von der engeren Fakul- 
tät beschlossenen Liste in Form eines an 
den Senat gerichteten Votums Stellung 
zu nehmen (Stellungnahme). Die Stel- 
lungnahme ist über den Dekan an den 
Senat zu leiten. Sie ist nicht Teil des 
Fakultätsbeschlusses und wird nicht an 
den Kultusminister weitergeleitet. 
Der Dekan ist berechtigt, die beschlosse- 
ne Liste mit Rücksicht auf vorliegende 
Stellungnahmen der Fakultät zur noch- 
maligen Beratung vorzulegen. Der Rek- 
tor wird die Liste zu diesem Zweck an 
die Fakultät zurückgeben. Haben die 
Vertreter der Assistentenschaft oder 
Fachschaft die Stellungnahme abgege- 
ben, so nehmen sie an den Beratungen 
ohne Stimmrecht teil. 
5. Der Senatsberichterstatter wird dem 
Senat über die Berufungsliste unter 
Einbeziehung etwa vorliegender Stel- 
lungnahmen berichten. Die Senaitsmit- 
glieder der Assistentenschaft und der 
Studentenschaft nehmen an den Senats- 
beratungen teil. Der Inhalt der Beratun- 
gen, insbesondere der Inhalt der Beur- 
teilung, unterliegt der Schweigepflicht 
der Senaitsmitglieder. 
6. Der Senat nimmt gemäß § 49 Abs. 6 
der Verfassung zu der vorgelegten Liste 
Stellung. Er kann die Liste gemäß § 49 
Abs. 7 der Verfassung auch damn an die 
Abteilung mit der Bitte um erneute Be- 
ratung zurückgeben, wenn ihm die in 
Stellungnahmen vorgetragenen Beden- 
ken erheblich erscheinen. 
7. Jedes Senatsmitglied ist berechtigt, 
sich zu der vom Senat beratenen Liste 
in Form eines für den Kultusminister 
bestimmten Sondervotums zu äußern. 
An den Senat gerichtete Stellungnah- 
men sollten nur dann an den Kultusmi- 
nister weitergegeben werden, wenn ein 
Senatsmitglied sich die Stellungnahme 
in Form eines Sondervotums zu eigen 
macht oder ihre Weitergabe verlangt. 
Ansonsten sollten sie nur weitergegeben 
werden, wenn der Verfasser ausdrück- 
lich darauf besteht. Bei der Weitergabe 
sollte der Rektor zu dem Hinweis be- 
rechtigt sein, daß kein Senatsmitglied 
sich die Stellungnahme zu eigen ge- 
macht hat. 

Begründung: 
I. Allgemeines 
1. Die von den Hochschulen und den 
Kultusverwaltungen der Länder geübte 
Berufungspraxis ist in jüngerer Zeit zu- 
nehmend Gegenstand kritischer Äuße- 
rungen und Stellungnahmen geworden. 
Die von einzelnen Bundesländern be- 
reits verabschiedeten oder zur Diskus- 
sion gestellten Hochschulgesetze zeigen 
Ansätze einer Veränderung des Verfah- 
rens. Die Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrats, die Hoch Schulpublizistik, vor 
allem jedoch die Wissenschaftpolitik 
drängen auf eine Uberprüfung der prak- 
tizierten Verfahrensweisen. Dabei spie- 
len vor allem folgende Fragen eine 
Rolle: 

— ob und in welcher Weise die Zusam- 
mensetzung der Beschlußgremien zu 
ändern sei; 
— ob eine verstärkte Einflußnahme der 
Kultusverwaltungen auf das Berufungs- 
verfahren angezeigt sei; 
— in welche Weise der Universität die 
Kompetenz zur Entscheidung über sach- 
liche Berufungsbedingungen überlassen 
werden sollte. 
Von diesen Fragen ist die dritte Gegen- 
stand von Überlegungen im Zusammen- 
hang mit der vom Kultusminister aus- 
gearbeiteten Vorlage zur Vereinfachung 
des Berufungsverfahrens. 

Staatliche Einflußnahme 
Die Antworten auf die beiden ersten 
Fragen bedingen einander. Wenn ich die 
gegenwärtige hochschulpolitische Dis- 
kussion zutreffend interpretiere, so 
wird die Forderung nach einer stärke- 
ren staatlichen Einwirkung auf das Be- 
rufungsverfahren, insbesondere auf die 
Auswahl der Dozenten, in dem Maße zu- 
nehmen, in dem der Anschein entsteht, 
die Hochschule werde der mit der Auto- 
nomie verliehenen Verpflichtung zur 
sachgerechten Auswahl neuer Dozenten 
nicht gerecht. Die Übereinstimmung 
über eine prinzipielle Beibehaltung der 
Autonomie der Universität unterstellt, 
ist der Umfang der staatlichen Einfluß- 
nahme auf Berufungsentscheidungen so- 
mit eine Funktion des von der Univer- 
sität selbst beobachteten Auswahlver- 
fahrens. Die Senatsvorlage hat deshalb 
nur die erste der drei aufgeworfenen 
Fragen zum Gegenstand. 
2. Zweck des Berufungsverfahrens, so- 
weit es sich in der Universität vollzieht, 
ist die Auswahl von Personen, die dem 
Kultusminister zur Berufung vorge- 
schlagen werden, und die Bestimmung 
der Reihenfolge, in der der Minister sie 
berufen soll. Folgt der Kultusminister 
regelmäßig den ihm vorgelegten Vor- 
schlägen, verzichtet er damit auf die ihm 
von Rechts wegen zustehende Befugnis, 
von der Reihenfolge der Liste abzuwei- 
chen oder die Liste zurückzugeben, so 
ist die Bearbeitung eines Vorschlages 
durch die Universität im Ergebnis 
gleichzusetzen mit der Auswahl der Do- 
zenten selbst. Die Regelung des Be- 
schlußverfahrens bei der Verabschiedung 
von Berufungslisten ist somit, was die 
Bedeutung des Verfahrens für die Hoch- 
schule anbetrifft, gleichzusetzen mit der 
Regelung eines Auswahlverfahrens, 
aufgrund dessen die Universität ihren 
Lehrkörper ergänzt. 
3. Das Auswahlverfahren kann sich im 
Grundsatz an zwei verschiedenen Prin- 
zipien orientieren: 
— der Auswahl durch „politische Ent- 
scheidung" 
— der Auswahl nach Sachkriterien. 

Drittelparität 
3.1 Für die Auswahl durch „politische 
Entscheidung" ist kennzeichnend, daß 
sie durch Mehrheitsbeschluß erfolgt und, 
was die Grunde der Entscheidung anbe- 
trifft, für den Außenstehenden nicht 
nachvollziehbar ist. Die Begründung der 
Entscheidung liegt letztlich in der Tat- 
sache, daß sich für sie eine Mehrheit ge- 
funden hat, nicht, warum sich eine 
Mehrheit gefunden hat. Die geheime 
Abstimmung ohne Offenbarung der 
Gründe und der Identität der Votieren- 
den ist für die politische Entscheidung 
typisch. 
Die Ansicht, die im Auswahlverfahren 
einen solchen dezisionistischen Prozeß 
sieht, ist deshalb stets mit der Forde- 
rung verbunden, die Beschlußgremien 
mit Rücksicht auf den Charakter der 
Entscheidungen umzuwandeln. Die so- 
genannte Drittelparität (Vs Dozenten, 
V3 Assistenten und Vs Studenten) rech- 
net zu diesen Forderungen. 

Autorität der Sachentscheidung 
3.2 Die Auswahl nach Sachkriterien be- 
ruht auf der Prämisse, daß sich eine 
eindeutige, das heißt Entscheidungen 
anderen Inhalts ausschließende Ent- 
scheidung aufgrund vorgegebener Sach- 
kriterien finden lasse. Bezogen auf die 
vongegebenen Entscheidunigskriterien 
gibt es danach prinzipiell nur eine rich- 
tige Entscheidung. Auf das Berufungs- 
verfahren angewandt, bedeutet dies, daß 
sich aus dem Auftrag und der Funktion 
des Lehrstuhls, der zur Besetzung an- 

steht, Kriterien ableiten lassen müßten, 
die eine eindeutige, das heißt, nicht-de- 
zisionistische Auswahl des Dozenten un- 
ter Sachgesichtspunkten ermöglicht. 
3.21 Kennzeichnend für die Sachent- 
scheidung ist ihre Begründbarkeit und 
damit die Nachvollziehbarkeit der Ent- 
scheidung durch den Außenstehenden. 
Die Autorität der Sachentscheidung be- 
ruht nicht auf der Mehrheit der Zustim- 
menden, sondern auf der Rationalität 
ihrer Gründe. Nicht das von der Mehr- 
heit getragene, sondern das sachgerech- 
tere Argument setzt sich durch. Einem 
ausschließlich auf Sachgerechtigkeit be- 
zogenen Entscheidungsverfahren sind 
Mehrheitsverhältnisse deshalb wesens- 
fremd. 
3.22 Erheblich für die Herbeiführung 
sachgerechter Entscheidung ist dagegen 
— die Möglichkeit ihres kritischen 
Nach Vollzugs uind 
— die Erhaltung der Chance, Gegenar- 
gumente geltend zu machen, das heißt, 
im Verfahren berücksichtigt zu finden. 
Beide Bedingungen haben eine objektiv 
kontrollierende Funktion in dem Sinne, 
daß sie die Gefahr objektiver Fehlent- 
scheidungen durch die Notwendigkeit 
steter Entscheidungsbegründung verrin- 
gern. Einem auf Sachgerechtigkeit abge- 
hobenen Auswahlverfahren sind beide 
Bedingungen deshalb als Voraussetzun- 
gen immanent. 

Herrschaftsverhältnisse 
3.3 Ein weiterer, für die hier behandelte 
Frage wesentlicher Unterschied zwi- 
schen politischer und sachbezogener 
Entscheidung besteht in dem Verhältnis 
der Auswahlverfahren zu Herrschafts- 
strukturen: Die Mehrheitsentscheidung 
ist die für Herrschaftsverhältnisse typi- 
sche Entscheidungsform; die an Sach- 
kriterien orientierte sachgerechte Ent- 
scheidung ist typischerweise herr- 
schaftsfrei. Im politischen Entschei- 
dungsverfahren herrscht die Mehrheit, 
im sachbezogenen Verfahren herrscht 
die Rationalität der Argumente. 
4. Die an Sachkriterien orientierte, be- 
gründete, nachvollziehbare und dem 
ebenfalls nachvollziehbaren Gegenargu- 
ment zugängliche Sachentscheidung ist 
die wissenschaftliche und damit die der 
wissenschaftlichen Institution sachge- 
mäße Entscheidungsform. Sie liegt auch 
der Auswahl der Dozenten im Beru- 
fungsverfahren zugrunde. 
4.1 Die praktische Handhabung des Ver- 
fahrens hat jedoch dazu geführt, daß die 
kontrollierende Wirkung der Voraus- 
setzungen geschwächt worden ist, die 
dem sachbezogenen Entscheidungsver- 
fahren immanent sind (Ziff. 3.22). Vor 
allem folgende Gesichtspunkte sind er- 
heblich: 
4.11 Mit der Praxis der Kultusverwal- 
tung, vom vorgelegten Vorschlag nicht 
oder nur in seltenen Ausnahmen abzu- 
weichen, ist der Ermessensspielraum der 
vorschlagenden Fakultät so wesentlich 
erweitert worden, daß die Mitwirkung 
der Kultusverwaltung nicht länger als 
Überprüfung der Vorschlagsentschei- 
dung empfunden wird. Damit verliert 
diese Mitwirkung einen wesentlichen 
Teil ihrer kontrollierenden Wirkung. 
4.12 Die Notwendigkeit, in der Fakultät 
zu einem einheitlichen Vorschlag zu 
kommen, der letztlich nur durch Ab- 
stimmung herbeigeführt werden kann, 
fördert das dezisionistische Element der 
Entscheidung: Die Bemühungen um eine 
Mehrheit für einen Vorschlag gewinnen 
gegenüber den sachbezogenen Argu- 
menten zunehmend an Bedeutung. 
4.13 Die Spezialisierung des Lehrstuhl- 
auftrages fördert die Tendenz, die Aus- 
wahlentscheidung innerhalb der Fakul- 
tät zu einem erheblichen Teil den fach- 
nächsten Fakultätsmitgliedern zu über- 
lassen. Damit wird zugleich die Basis 
für die Auswahlentscheidung verengt 
und die Chance für „kontrollierende 
Gegenargumente" verringert, was wie- 
derum den „politischen" Charakter der 
Entscheidung der Fakultät fördert. 

Kollegialität verhindert Rationalität 
4.14 Das Prinzip der Kollegialität ver- 
bietet oder erschwert die sachorientier- 
te Kritik der Fakultätsentscheidung 
durch Sondervoten. Sachliche Bedenken 
gegen den Vorschlag werden nur in 
extremen Fällen nach außen getragen 
und damit bekannt gemacht. Damit 
wird die kontrollierende Wirkung sach- 
bezogener Gegenargumente weiter ge- 
schwächt, was wiederum das Gewicht 
der Mehrheitsentscheidung fördert. 
4.15 Die Entscheidung wird in der Ge- 
samtuniversität nicht bekannt und des- 
halb nicht kritisch nachvollziehbar. 

(Fortsetzung nächste Seite) 

BOCHUM. (BSZ) — Erneut sind die 
Studienordnungen der wirtschaftswis- 
senschaftlichen Abteilung in Zweifel ge- 
zogen. Prof. Schlichen bestätigte wäh- 
rend einer Podiumsdiskussion Gerüchte 
über wahrscheinliche schlechte Zwi- 
schenprüfungsergebnisse. Diesmal seien 
von 80 Kandidaten 32 zur mündlichen 
Prüfung nicht mehr vorgelassen wor- 
den. Bei weiteren negativen Ergebnis- 
sen wird möglicherweise eine Durchfall- 
quote von insgesamt 50 Prozent erreicht! 

Die Fachschaft will eine Analyse dieses 
Ergebnisses zusammen mit dem Prü- 
fungsamt erarbeiten und in einer Voll- 
versammlung diskutieren. 

672 in Regensburg 
REGENSBURG, (dpa) — An der Uni- 
versität Regensburg haben sich für das 
erste Semester 672 ordentliche Studie- 
rende und 68 Gasthörer eingeschrieben. 
Auf die Theologische Fakultät entfallen 
139, auf die Rechts- und Wirtschafts- 
wissenschaftliche 286 und auf die Philo- 
sophische Fakultät 247. 
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In Göttingen „Drittelparität"? 

GÖTTINGEN, (dpa) — Eine Neugliede- 
rung der Georgia Augusta in Abteilun- 
gen sieht ein Reformvorschlag des Göt- 
tinger AStA vor. Die Abteilungen sollen 
sich in einen Abteilungsrat und einen 
Abteilungsvorstand gliedern. Im Abtei- 
lungsrat sollen die Ordinarien, der Aka- 
demische Mittelbau und die Studenten- 
schaft mit gleicher Stimme und gleichen 
Rechten vertreten sein. 
Der Abteilungsvorstand, bestehend aus 
einem Direktor und seinem Stellvertre- 
ter, soll für drei Jahre gewählt werden 
und die laufenden Geschäfte führen. Er 
soll an die Weisungen des Abteilungs- 
rates gebunden und ihm gegenüber 
rechenschaftspflichtig sein. 
Die Abteilungen sollen folgende Auf- 
gaben haben: Organisation von For- 
schung und Lehre, Disposition und 
Schaffung wissenschaftlicher Einrich- 
tungen, Aufstellung von Studienplänen 
und Prüfungsordnungen, Aufrechterhal- 
tung eines ordentlichen Studienbetriebs, 
personelle Arbeitsplanung, Berufungen, 
Ernennungen von Honorarprofessoren 

und Assistenten, Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses, Finanzver- 
waltung und Vergabe akademischer Eh- 
rungen. Die Neustrukturierung in Ab- 
teilungen soll nicht die Fakultäten be- 
seitigen. 
Abteilungen sollen sich zu Fakultäten 
zusammenschließen können. Die Fakul- 
täten sollen nach den gleichen Prinzipien 
mit einer Drittelparität wie die Abtei- 
lungen gegliedert werden. Ihnen sollen 
folgende Aufgaben übertragen werden: 
Organisation von Forschung und Lehre, 
Disposition und Schaffung wissenschaft- 
licher Einrichtungen, Erstellung von 
Studienplänen und Prüfungsordnungen 
sowie die Finanzverwaltung. 
Der Senat und das Konzil sollen die 
Aufgaben der zentralen Selbstverwal- 
tung erfüllen. Das Konzil soll ebenfalls 
nach dem Grundsatz der Drittelparität 
besetzt werden. Das Konzil soll aus sei- 
ner Mitte die Mitglieder des Senats 
wählen, wobei der Grundsatz der pari- 
tätischen Besetzung gewahrt bleiben 
soll. 
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Mi., 13. 12., G. W. Pabst: „Kamerad- 
schaft" 
Nach dem Niedergang des expressioni- 
stischen deutschen Stummfilmes, Ende 
der 20er Jahre, wenden sich die deut- 
schen Filmregisseure realistischeren 
Themen zu. Unter ihnen Pabst, der mit 
„Westfront 1918" und „Kameradschaft" 
die bedeutendsten Filme dieser neuen 
Stilrichtung schuf. Am Beispiel einer 
Grubenkatastrophe im deutsch-franzö- 
sischen Grenzgebiet zeigte Pabst die 
Verquickung von Klassenherrschaft und 
nationalistischer Ideologie. Die Gruben- 
leitung und Behörden verhindern die 
Beseitigung eines Grenzgitters und hal- 
ten deutsche Bergleute davon ab, ihren 
eingeschlossenen französischen Kollegen 
zu helfen. Die internationale Solidarität 
der Arbeiter, so will es Pabst an diesem 
Beispiel nachweisen, kann aber auch 
solche Hindernisse überwinden. 
Hier greift Pabst eine Zeittendenz auf, 
die Aussage seines Films wurde durch 
die geschichtliche Wirklichkeit wider- 
legt. Der formale Wert von „Kame- 
radschaft" läßt sich aber auch heute 
nicht bestreiten. Er liegt in der moder- 
nen Kameraführung, der Schwarz-Weiß- 
Fotografie und der Reproduktion von 
echtem Milieu in Altelierbauten. 

Mi., 20. 12., Michelangelo Antonioni: 
„Der Schrei" (Italien 1957) 
Aldo, Arbeiter in einer Zuckerfabrik, 
wird von seiner Frau verlassen, er irrt 
auf den Straßen im Po-Delta umher, bis 
er sich nach einer letzten Auseinander- 
setzung mit seiner Frau das Leben 
nimmt. Antonioni behandelt hier Kom- 
munikations-Probleme des Individuums 
mit der Gesellschaft, Motive, die auch 
schon in „Chronik einer Liebe" (1950) an- 
klingen. Im Gegensatz zu den bürger- 
lichen Protagonisten in früheren Anto- 
nioni-Filmen arrangiert der Arbeiter 
Aldo sich nicht mit der Welt, sein Selbst- 
mord ist der letzte konsequente Aus- 
druck einer Lebenshaltung, die eine 
Anpassung an eine von ihm negierte 
bestehende Gesellschaft ablehnt. fs 

Besuch aus der CSSR 
BOCHUM. (BSZ). Zur Zeit hält sich 
eine Gruppe von Studentinnen und 
Studenten der philosophischen Fakultät 
Bratislava (CSSR) auf Einladung des 
Vorstands der Studentenschaft in Bo- 
chum auf. Die Gruppe machte in der 
vergangenen Woche auch eine mehr- 
tägige Fahrt nach Hamburg. Im näch- 
sten Jahr wird eine Gruppe Ruhr- 
Studenten Gegenbesuch in Bratislava 
machen. 
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Aus der Arbeit 

des Studentenparlaments 

BOCHUM (BSZ). — Während der 5. or- 
dentlichen Sitzung am 28. November be- 
schäftigte sich das Parlament vorwie- 
gend mit Sozialfragen. Der Direktor 
des Akademischen Förderungswerkes, 
Sträter, gab fast zwei Stunden lang 
Auskünfte vorwiegend über Mensafra- 
gen. Herr Sträter berichtete, daß 25 bis 
30 Prozent der Mensakunden auf das 
II. Gericht ausweichen. Die Parlamen- 
tarier kritisierten die Wartezeiten an 
den Essensausgaben. Sträter kündigte 
an, daß demnächst ein drittes Förder- 
band installiert werden soll. 
Herr Alex vermutete, daß das neue Ver- 
waltungsgebäude des Deutschen Studen- 
tenwerks (dem Sträter jetzt mit vor- 
steht) aus den Zinsen der Gelder für das 
Honnefer Modell gebaut werden soll. 
Sträter dementierte. 

Uni-Sport 
(Fortsetzung von Seite 4) 
Uni Bochum — Uni Gießen 1:2 (0:1) 
Gegen Gießen lieferte die Universitäts- 
mannschaft der Ruhr-Universität ihre 
wohl beste Partie, glich den Od-Rück- 
stand nach der Pause aus und drängte 
sehr stark gegen das Gießener Tor. Ein 
mögliches Führungstor wurde wegen 
Abseits nicht gegeben. Als sich schon 
beide Mannschaften mit einer Punkte- 
teilung abzufinden schienen, gab es in 
den Schlußminuten einen direkten Frei- 
stoß vor dem Bochumer Tor, und der 
glitschige Ball schlüpfte dem Ersatz- 
torwart durch die Beine ins Netz. Der 
Schlußpfiff unterbrach die Bemühungen 
um den Ausgleich. 

Aus dem Studentenparlament: Wirtschaftsstudent Alex in der Opposition. 
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Herr Bussiek wollte wissen, wieso das 
AFW pro Student und Semester — ob- 
wohl weder Gelder aus den Sozialbeiträ- 
gen der Studentenschaft an das AFW 
fließen, noch ihm Studenten angehören 
— Beträge an das DSW gezahlt werden. 
Bussiek: „Sollte der Betrag nicht besser 
als Zuschuß zum Mensaessen verwendet 
werden?,, — Sträter: „Der Betrag ist 
derart gering (0,50 — 0,70 DM pro Stu- 
dent und Semester), daß er nicht ins Ge- 
wicht fällt. Zudem werden mit diesen 
Mitteln Untersuchungen finanziert, die 
allen Studenten zugute kommen." 
Danach kam der Geschäftsführende Vor- 
sitzende des Studentenwerks, Peter 
Schultz, „dran". Die Diskussion drehte 
sich in der Hauptsache um die DSKV. 
Die Studenten sind mit den Tarifen un- 
zufrieden, Schultz war es auch, bezwei- 
felte aber, ab es eine Krankenkasse 
gebe, die bessere Leistungen zu einem 
solchen Tarif anbieten könne. Ein Ur- 
teil in Münster habe den Grundsatz der 
Studentenkrankenkasse bekräftigt, den 
der Solidarität. 
Entweder müsse der Gesetzgeber dafür 
sorgen, daß von der DSKV auch die pri- 
vat Versicherten befreit würden (wie in 
Hamburg) oder daß wie in Hessen alle 
Studenten ohne Ausnahme den Tarif II 
(36 statt 48 DM) bezahlen. 
Daß mancher Wortwechsel im Parlament 
der Delikatesse nicht entbehrt, ist sogar 
protokollarisch festgehalten: 
„Schultz: liest die Leistungen der DSKV 
vor. 
Alex: Die DSKV ersetzt 100% des Ver- 
bandsmaterials? Ich kann Ihnen Fälle 
bringen, wo von der DSKV zum Ver- 
bandsmaterial kein Pfennig bezahlt 
wurde. 
Schultz: Herr Alex meint den eigenen 
Unfall, wo er in der Badewanne ausge- 
rutscht ist. Das war aber im Frühjahr, 
und erst im November kam die Un- 
fallschadensmeldung. 
Alex: Schultz lügt. 
Der Sprecher weist Herrn Alex zurecht." 
Während der vertagten Sitzung am 
5. Dezember kam es zu überraschenden 
Beschlüssen. Das Parlament sprach 
sich selbst das Recht zu, die stu- 
dentischen Mitglieder der Senats- 
kommissionen zu wählen. Der Vor- 
stand hatte gemeint, jeweils nur das 
zweite Mitglied wählen zu lassen, wäh- 
rend weiterhin ein Sitz vom Vorstand 
selbst wahrgenommen oder delegiert 
wird. Die eigene Fraktion (SHB) fiel 
dem Vorsitzenden Kurowski in den 
Rücken, als sie gegen den Antrag (Bus- 
siek, ABS) stimmte. Prompt wurde Ku- 
rowski nicht in die Senatskommission 
für Studentenschaftsfragen gewählt... 
Herr Dröge gab einen Bericht über die 
BSZ, dessen wesentliches Ergebnis war, 
daß die Zeitung in diesem Jahr mit 
einer Unterbilanz abschließen wird. Es 
handelt sich um die Summe von weni- 
ger als 5000 DM für alle Ausgaben in 
diesem Jahr (rund 20 000 DM) zusam- 
men. Sie wird aus den Einnahmen des 
Universitätsführers ausgeglichen. 
Wenn die BSZ im nächsten Jahr in 
schnellerer Folge, mit mehr Satz und 
kürzerem Zeitraum zwischen Redak- 
tionsschluß und Erscheinen herauskom- 
men solle, beantrage er 8000 DM. 
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Senatsvorlage zum Berufungs- 

verfahren brauchbar? 

(Fortsetzung von Seite 5) 
4.2 Die Folge dieser Entwicklung ist vor 
allem, daß das Beschlußverfahren für 
den Außenstehenden im zunehmenden 
Maße die Merkmale einer politischen, 
das heißt aber, nicht rational nachvoll- 
ziehbaren Entscheidung angenommen 
hat. Da die Wirkung der Entscheidung 
wegen des öffentlichen Auftrags des Do- 
zenten im Bereich von Forschung und 
Lehre nicht auf die an der Entscheidung 
beteiligten Fakultätsmitglieder be- 
schränkt ist, fordern die Betroffenen, 
das heißt vor allem die Assistenten und 
Studenten, eine Beteiligung an dem als 
dezisionistisch begriffenen Auswahlver- 
fahren. Aus dem gleichen Grund ver- 
langt die Öffentlichkeit eine stärkere 
Beteiligung der staatlichen Instanzen an 
Berufungsverfahren. 
Für die Beschlußfassung über die Be- 
setzung eines Lehrstuhls bedeutet die 
Orientierung am Mehrheitsbeschluß den 
prinzipiellen Verzicht auf die mit sach- 
bezogenen Gesichtspunkten begründete 
und deshalb nachvollziehbare Entschei- 
dung. Zumindest eröffnet diese Ent- 
scheidungsform, verbunden mit der Ver- 
wirklichung von Repräsentationspari- 
täten, die Möglichkeit, dem Zwang sach- 
licher Begründung durch Mehrheitsvo- 
ten auszuweichen. Eine solche Möglich- 
keit bedroht jedoch den prinzipiellen 
Ansatz der Universität: die Herrschaft 
der Sachargumente im Gegensatz zur 
Herrschaft der Mehrheit. 

Mehrheitsentscheidung unrichtig 
4.3 Der dem Senat zur Erörterung un- 
terbreitete Entwurf einer Verfahrensre- 
gelung soll der Tendenz zur Mehrheits- 
entscheidung über sachbezogene Frage- 
stellungen entgegenwirken und die Ent- 
wicklung eines wissenschaftsadäquaten 
Verfahrens bei der Aufstellung von Be- 
rufungslisten fördern. Er ist deshalb be- 
strebt, das Beschlußverfahren soweit 
wie möglich zu objektivieren, die den 
Gehalt der Sachentscheidung kontrollie- 
renden Elemente zu stärken und eine 
abschließende Entscheidung über den 
Vorschlag durch Mehrheitsvoten inner- 
halb der Universität zu vermeiden. Da- 
bei geht er aus von der Uberzeugung, 
daß Mehrheitsentscheidungen und die 
damit verbundene Unterwerfung einer 
Minderheit unter die Verbindlichkeit 
des Mehrheitsvotums zwar für politi- 
sche Entscheidungen der Korporation 
notwendig und funktionsgerecht, mit 
reinen Sachentscheidungen im hier ver- 
standenen Sinne jedoch unvereinbar 
wären, unabhängig von der Frage, wie 
das Beschlußgremium zusammengesetzt 
ist. Mehrheitsentscheidungen über ein 
Sachproblem, deren Unrichtigkeit we- 
gen des sachbezogenen Charakters der 
Entscheidung wissenschaftlich nachweis- 
bar wäre, wären Ohne Autorität, da sie 
Mehrheitsherrschaft in einem Bereich 
begründen, der allein der Herrschaft der 
besseren Argumente vorbehalten sein 
sollte. 

Assistenten und Studenten 
4.4 Zugleich nimmt der Entwurf von 
dem Umstand Kenntnis, daß die Aus- 
wahl des Dozenten durch die Korpora- 
tion nicht nur für die beteiligten Fakul- 
tätsmitglieder, sondern aus jeweils spe- 
zifischen Gründen auch für die Fach- 
assis.tentanschaft und die Fachschaft 
von unmittelbarer Bedeutung ist. Dabei 
ist die Fachassistentenschaft in stärke- 
rem Maße durch den auf die Forschung, 
die Fachschaft durch den auf die Lehre 
bezogenen Aspekt der Auswahl betrof- 
fen, Für beide resultiert aus der ver- 
ringerten örtlichen und fachlichen Mo- 
bilität eine stärkere objektive Abhän- 
gigkeit vom Dozenten. Sie wird beson- 
ders deutlich an den mit detaillierten 
Studienordnungen und Ausbildungs- 
zügen verbundenen Beschränkungen 
der Freizügigkeit der Studenten. Aus 
dieser Abhängigkeit folgt die Notwen- 
digkeit, die der sachgerechten Entschei- 
dung als Voraussetzung immanente 
Chance, Gegenargumente geltend ma- 
chen zu können und damit berücksich- 
tigt zu werden, auch den Assistenten 
und Studenten zu eröffnen. 

Einzelbegründung: 
Zu Ziffer 2: 
2.1 Die Vorlage hält daran fest, daß der 
Initiativvorschlag zur Berufung von der 
engeren Fakultät ausgeht. Er trägt da- 
mit der Tatsache Rechnung, daß der 
Auftrag des Dozenten neben der Lehre 
auch die Forschung umfaßt und der 
Befähigung des Dozenten zur Forschung 
eine entscheidende Bedeutung für die 
Auswahl zukommt. Zugleich berücksich- 
tigt er damit die besonders enge Ver- 
bindung unter den Fakultätsmitgliedern, 
die aus der gemeinsamen Verantwortung 
für Forschung und Lehre ebenso er- 
wächst wie aus der Dauer der Zusam- 
menarbeit. 

Wh AMmilctwfc 

fti AULEK ftm/ 

Miete - Mietverkauf 

Adolf Loewe 
Bochum 
Kortumstraße 95 
Ruf 62341 

Objektivierung 
2.2 Auswärtige Vorschläge oder Gut- 
achten werden von den Abteilungen zur 
Zeit in sehr unterschiedlicher Weise ein- 
geholt. Werden sie eingeholt, so führt 
dies zu einer Verbreiterung der Ent- 
scheidungsbasis und sogleich zu einer 
Objektivierung des Auswahlvorganges. 
Auswärtige Vorschläge oder Gutachten 
sollten deshalb in der Regel der Fakul- 
tätsentscheidung mit zugrunde liegen. 
Auch im geisteswissenschaftlichen Be- 
reich' hat sich dieses Verfahren, zum 
Beispiel bei der Aufstellung des Beru- 
fungsvorschlages für die Besetzung des 
Naturphilosophischen Lehrstuhls, be- 
währt. Eine echte Ausschreibung des 
Lehrstuhls erscheint dagegen nicht 
zweckmäßig. 

Zu Ziffer 3: 
3.1 Mit der Beschlußfassung durch die 
Fakultät liegt eine ernste Sachentschei- 
dung vor. Die engere Fakultät hat, treu- 
händerisch für die Universität, einen 
Vorschlag erarbeitet, den sich die Ge- 
samtkorporation im Wege kritischer 
Analyse zu eigen machen soll. Dies ist 
das Ziel des bereits heute geübten Ver- 
fahrens, den Vorschlag dem Senat zur 
Stellungnahme vorzulegen. An diesem 
Verfahren wird festgehalten; die Mög- 
lichkeit kritischer Analyse wird aller- 
dings auf alle für die Korporation er- 
heblichen Teilkörperschaften erstreckt. 
Die Mitteilung der Liste an die Fach- 
assistentenschaft und Studentenschaft 
soll diese Möglichkeit eröffnen. 
3.2 Die Wahrung der persönlichen Inter- 
essen der genannten Personen verlangt 
es, daß die Gutachten von der öffent- 
lichen Bekanntgabe innerhalb der Kor- 
poration ausgenommen werden. Diese 
Beschränkung der Nachvollziehbarkeit 

der Auswahlentscheidung ist jedoch 
deshalb vergleichsweise unschädlich, 
weil die Beurteilungsgrundlagen, ins- 
besondere das wissenschaftliche Werk 
der Genannten, öffentlich und damit 
jedem an der Sachargumentation Betei- 
ligten zugänglich sind. Mit dem Gut- 
achten ist also lediglich die subjektive 
Auswertung dieser Information durch 
die engere Fakultät von der Veröffent- 
lichung ausgenommen. 

Sondervoten 
Zu Ziffer 4: 
Zweck der Stellungnahme an den Senat 
ist es, die Transparenz der Argumenta- 
tion und Gegenargumentation innerhalb 
der Korporation zu fördern. Die Not- 
wendigkeit, Stellungnahmen an den 
Senat, ebenso wie Sondervoten, zu be- 
gründen, stärkt den sachbezogenen 
Charakter der Meinungsbildung. Sie 
gestattet den Nachvollzug des Argu- 
ments und betont damit die am Sach- 
kriterium orientierte Natur der ange- 
strebten Entscheidung. 

Zu Ziffer 5: 
Die Teilnahme der Assistenten und 
Studentenvertreter an den Beratungen 
von Berufungsvorschlägen im Senat 
folgt aus der Publizität des von der 
Fakultät beschlossenen Vorschlages in- 
nerhalb der Korporation. Sie ist inso- 
weit sachlogisch. Der große Senat der 
Universität Tübingen hat sie aus ähn- 
lichen Gesichtspunkten vor kurzem be- 
schlossen. 

Bei Differenzen: Kultusminister 
Zu Ziffer 7: 
Sachliche Differenzen über den Vor- 
schlag sollen dem Kultusminister im 
Wege von Sondervoten nur dann zur 
Entscheidung vorgelegt werden, wenn 
sie auch durch Behandlung des Problems 
im Senat nicht ausgeräumt werden kön- 
nen. Aus diesem Grund knüpft die Re- 
gelung an die Weitergabe der Stellung- 
nahmen von Fakultätsmitgliedern in 
Form von Sondervoten an den Kultus- 
minister bestimmte Bedingungen. 
Bleiben Differenzen bestehen, so sollte 
sie nicht mit der Folge durch Mehrheits- 
voten entschieden werden, daß abwei- 
chende Argumente nicht länger geltend 
gemacht werden können. Die Installie- 
rung eines politischen Entscheidungs- 
verfahrens auf Senatsebene würde den 
sachorientierten Entscheidungsgang ge- 
wissermaßen von hinten aufrollen und 
deshalb die Sachbezogenheit der Ent- 
scheidung beeinträchtigen. Kampf- 
abstimmungen über den Inhalt von Be- 
rufungslisten sind keine der Universität 
adäquate Form des Auswahlverfahrens. 
Gegenstand der Senatsentscheidung ist 
vielmehr alleine, ob das Verfahren der 
Meinungsbildung und Argumentation 
innerhalb der Korporation fortgesetzt 
werden oder nach Ausräumung der Dif- 
ferenzen resp. wegen der Unergiebigkeit 
einer Fortsetzung abgeschlossen und die 
Liste einschließlich der Sondervoten 
weitergegeben werden soll. 
Die Entscheidung in der Sache, die not- 
wendig wird, wenn eine Einigung durch 
Überzeugung nicht möglich ist, sollte 
dagegen dem Kultusminister überlassen 
werden. Auf diese Form der Mitwirkung 
der Kultusverwaltunig kann die Univer- 
sität nicht verzichten. Der Kultusmini- 
ster sollte seine Entscheidung jedoch 
begründen." 


